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Übersicht 

Uber den Inhalt der hier nicht abgedruckten Teile. 

Nachdem in der Einleitung die über den Gegenstand vor- 
handene Literatur kurz betrachtet, in dem 1. Kapitel die staats- 
rechtlichen Verhältnisse und die Behördenorganisation der mark- 
gräflichen Zeit skizziert und im 2. Kapitel die Vorbedingung 
der ganzen Verwaltungstätigkeit Hardenbergs, die Herstellung 
klarer staatsrechtlicher Verhältnisse, geschildert worden ist, be- 
schreibt das 3. Kapitel in sechs Abschnitten die Reform der 
Behördenorganisation von 1792 bis 1797, und zwar wird zuerst 
die Stellung Hardenbergs zu den Zentralbehörden in Berlin und 
die Einrichtung des fränkischen Landesministeriums, dann das 
Organisationspatent vom 3. Juli 1795, im dritten und vierten 
Abschnitt die Neueinteilung des Landes in Kreise und Ämter und 
die Verstaatlichung und Bureaukratisierung der Lokalverwaltung 
besprochen. Der fünfte Abschnitt gibt eine Darstellung der neuen 
Justizorganisation und der Ressortabgrenzung zwischen der ordent- 
lichen und der Kammerjustiz. Im sechsten Abschnitt wird nach 
einer Übersicht über die Verwaltungskosten der allgemeine Stand- 
punkt der preußischen Regierung an der Hand der den Ver- 
waltungsbehörden erteilten Instruktionen charakterisiert. 

Das 4. Kapitel hat die Veränderungen zum Gegenstande, 
die an der Behördenorganisation in den nächsten Jahren vor- 
genommen wurden. Die Darstellung der bald nach dem Thron- 
wechsel in Preußen im Zusammenhang mit den damals geplanten 
Reformen erfolgten Umwandlung des Landesministeriums in ein 
Departement des Generaldirektoriums mnd der damit verknüpften 
Ressortveränderungen, unter denen die Aufhebung der Kammer- 
justiz besonderes Interesse beansprucht, bildet den ersten Abschnitt 
dieses Kapitels; der zweite beschreibt die Versuche, die unteren 
Verwaltungsbehörden schlagfertiger zu gestalten und ihnen brauch- 
bare Exekutivorgane beizugeben. 
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Die Darstellung der Militärverhältnisse im 5. Kapitel be- 
schränkt sich im wesentlichen auf die Kantonverfassung und das 
Serviswesen. Auch werden die wichtigsten, Franken und speziell 
Ansbach -Bayreuth berührenden Kriegsereignisse erwähnt. 

Im ersten Abschnitt der das 6. Kapitel umfassenden Schil- 
derung der Finanzverwaltung wird auf die fortwährenden Ein- 
mischungen der Berliner Zentralbehörden und vor allem der 1798 
errichteten Generalkontrolle in das Rechnungswesen hingewiesen, 
durch die Hardenbergs Versuch, die Etats übersichtlicher zu ge- 
stalten, vereitelt wurde. Der zweite Abschnitt sucht zu zeigen, 
wie die im 2.. Kapitel betrachtete Durchsetzung der Staatshoheit 
sich auf finanziellem Gebiet geltend machte; auch wird auf den 
Zusammenhang der Hardenbergs Finanzverwaltung in Franken 
beherrschenden Gesichtspunkte mit den Ideen der preußischen 
Finanzreform nach 1810 aufmerksam gemacht. Im dritten Ab- 
schnitt werden die Summen berechnet, die Ansbach -Bayreuth an 
die Generalkassen des Staates abgeliefert hat. 

Nach einer Übersicht über die wirtschaftlichen Verhältnisse 
in den Fürstentümern und über die rechtliche Lage des Bauern- 
standes wird im 7. Kapitel der allgemeine Charakter der Wirt- 
schaftspolitik Hardenbergs und seine in den 90er Jahren sich 
vollziehende Wandlung von merkantilistischen zu individualistischen 
Anschauungen geschildert. Darauf wird die Wirtschaftspolitik im 
einzelnen (Landwirtschaft, Gewerbe und Handel) verfolgt. 

Das 8. Kapitel stellt die Maßregeln für die Armen- und 
Gesundheitspflege dar, unter denen die Reform der Irrenpflege 
und die Anwendung der Kuhpockenimpfung hervorzuheben sind. 

Im 9. Kapitel werden die kirchen politischen Grundsätze 
Hardenbergs und ihre Durchführung in Franken betrachtet und 
dann die Unterrichtsverwaltung besprochen, darunter die Be- 
strebungen Hardenbergs, die Universität Erlangen zur Blüte zu 
bringen und ihre korporative Selbständigkeit zu brechen. 

Das 10. Kapitel ist ein Versuch, die Tendenzen Hardenbergs 
bei seiner Verwaltung in Franken mit denen seiner Reform- 
gesetzgebung in Preußen von 1810 bis 1822 in Zusammenhang 
zu bringen und dadurch zu einem Bilde von Hardenbergs poli- 
tischem Charakter zu gelangen. 



Digitized by Google 



- 



Einleitung. 



Von der preußischen Verwaltung in Ansbach - Bayreuth 
ist bisher wenig bekanut gewesen. Die fast unmittelbar 
nach der Abtretung der beiden Fürstentümer erschienenen 
Werke, die „Annalen des Fürstentums Ansbach 1792 bis 
1806" von dem „hämischen und undankbaren" Karl Heinrich 
Lang, wie ihn Hardenberg dieser Veröffentlichung wegen 
nennt, 1 ) und die „Erinnerungen aus den Jahren 1792 bis 
1807 für die Einwohner des Fürstentums Bayreuth" von 
Weltrich, sind nicht mehr als dürftige annalistische Auf- 
zeichnungen über die Ereignisse dieser Jahre. Auch in 
seinen Memoiren (Braunschweig 1842) gab der inzwischen 
zum Ritter avancierte Lang nur einzelne charakteristische 
Züge, durch die vor allem die verschiedenen Persönlich- 
keiten in ein helles, wenn auch manchmal einseitiges Licht 
gesetzt wurden; für die Verwaltungsgeschichte liefern die 
Memoiren keinen Stoff. Was außer dem in diesen Schriften 
enthaltenen Material von der preußischen Herrschaft be- 
kannt war, geht auf den Generalbericht Hardenbergs vom 
Jahre 1797 zurück, den zuerst Ranke benutzt und zum Teil 
in den Denkwürdigkeiten Hardenbergs veröffentlicht hat. 
Aus ihm hat auch Philippsohn in seiner „Geschichte des 
preußischen Staatswesens vom Tode Friedrichs des Großen 
an" seine Kenntnis geschöpft. Im Wortlaut liegt der Ge- 
neralbericht seit 1892 gedruckt vor. 2 ) 

') Tagebuch: 5. VII. 1806. — *) Hardenberg und seine Verwaltung 
der Fürstentümer Ansbach und Bayreuth von .Christian Meyer im ersten 
Bande seiner hohenzollerischen Forschungen (Berlin 1892). Die 1904 
in den historischen Studien von Ebering erschienene Arbeit Meyers 

1 
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Eine ausführliche Darstellung an der Hand dieses Be- 
richtes und mit Benutzung des reichen Materials des Geheimen 
Staatsarchivs hat die preußische Verwaltung bisher noch 
nicht gefunden. Ranke hat sich mit einer knappen, vor 
allem die Stellung zur auswärtigen Politik betonenden 
Schilderung begnügt; auch die Auszüge aus dem Gcneral- 
bericht, die er gab, berühren bloß auswärtige Politik, Landes- 
hoheit, Kreisverfassung, Militärwesen und das Schicksal Nürn- 
bergs. Chr. Meyers Einleitung zum Generalbericht ist nur 
ein zum Teil wörtlicher Auszug aus Klose. Auch Zöpfl hat 
in seiner Monographie über die fränkische Handelspolitik 
im Zeitalter der Aufklärung (Erlangen und Leipzig 1894) 
sich damit begnügt, die Ziele der Hardenbergischen Wirt- 
schaftspolitik im Anschluß an den Generalbericht zu skizzieren. 

Die .preußische Herrschaft in Franken ist bisher fast 
ausschließlich vom Standpunkt der auswärtigen Politik be- 
trachtet worden. Bei Klose (Leben Hardenbergs), Menzel 
(Geschichte der Deutschen), Häußer (Deutsche Geschichte 
vom Tode Friedrichs des Großen an) und Sybel (Geschichte 
der Revolutionszeit) wurde wenig mehr als das Verhältnis 
Preußens zu den Nachbarn im fränkischen Kreise behandelt, 
über die innere Verwaltung gingen sie entweder ganz oder 
mit kurzen Andeutungen hinweg. Ranke kam es vor allem 
darauf an, den Anteil Hardenbergs |an den großen Welt- 
begehenheiten herauszuheben. Auch das "Werk von Süßheim 
„Preußens Politik in Ansbach-Bayreuth 1791—1806 (Berlin 
1902)" verfolgt einen ähnlichen Zweck: es will im einzelnen 
die Rolle schildern, die Ansbach-Bayreuth in der auswärtigen 
Politik Preußens gespielt hat. 

Entscheidend mag dafür vor allem wohl der Wunsch 
gewesen sein, die Darstellung aus dem engen Rahmen der 
Lokalgeschichte herauszuheben und die Ereignisse in Franken 



„Preußens innere Politik in Ansbach und Bayreuth in den Jahren 1792 
bis 1797" ist nichts als ein fast wörtlicher Abdruck der erstgenannten 
Abhandlung. Auch die Einleitungen stimmen fast wörtlich überein. |In 
der zweiten Ausgabe fehlt das Tableau über die Manufakturen, in beiden 
die § 250 erwähnte Vergleichung der Einnahmen und Ausgaben von 
1791/92 und 1797/98, die in einer von mir eingesehenen Abschrift des 
Generalberichts (R. 44 C. Best. Dep. 2481) als § 251 steht. 
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in innigen Zusammenhang mit der preußischen Politik jener 
Jahre zu bringen. Die innere Verwaltungstätigkeit schien 
keine besondere Darstellung zu verdienen, vielmehr die Ver- 
einigung Ansbach-Bayreuths mit Preußen nur als ein Versuch 
Preußens, in Süddeutschland festen Fuß zu fassen und von 
hier aus die antiösterreichische Politik fortzusetzen, Be- 
deutung zu haben. 

Aber der anscheinend rein lokal-geschichtliche Rahmen 
der Aufgabe, die Verwaltung darzustellen, wird durch zwei 
Momente erweitert. Es galt einmal festzustellen, inwiefern 
es Preußen überhaupt gelungen ist. diese Position in Süd- 
deutschland wirklich zu einem festen Stützpunkt seiner Macht 
zu machen, sie finanziell und militärisch zu festigen. Und 
zweitens verleiht die Persönlichkeit, der die innere Ver- 
waltung von Ansbach -Bayreuth diese ganze Zeit hindurch 
anvertraut gewesen ist, der Aufgabe ihren Reiz. Seit 1790 
war Karl August von Hardenberg, der spätere Staatskanzler 
Preußens, Minister des Markgrafen Karl Alexander, er war 
179 t zum preußischen Minister ernannt worden und leitete 
seit 1792 die ganze innere Verwaltung. Ihr widmete er den 
größten Teil seiner Arbeitskraft in den Jahren des kräftigsten 
Mannesalters. Mehrere der Männer, die sich in der Reform- 
zeit in Preußen einen Namen gemacht haben, haben hier 
mit ihm zusammen gearbeitet; zum Teil hat er sie sich 
herangezogen; es sind Schuckmann, Kircheisen, Altenstein, 
Bülow, Nagler, in zweiter Linie auch Scharnweber, der ein- 
flußreiche Berater Hardenbergs bei der Agrarreform. So 
ist es vor allem ein biographisches Interesse, das die Arbeit 
beherrscht; es gilt in erster Linie die Ideen herauszuheben, 
die Hardenbergs Wirksamkeit bestimmt haben. 

Die Begrenzung der Aufgabe ?auf die Darstellung der 
inneren Verwaltung bedingt auch ihren Ausgangspunkt. Sie 
setzt ein mit der Besitzergreifung Ansbach-Bayreuths durch 
Preußen am 5. Januar 1792. Auf die wechselvollen Vorver- 
handlungen, auf die Einwirkungen des preußischen Verhält- 
nisses zu Österreich, wird nicht eingegangen. Dagegen er- 
scheint es nötig, von den staatsrechtlichen Verhältnissen im 
fränkischen Kreise eine kurze Übersicht zu geben. 

1* 
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Erstes Kapitel. 

Staatsrechtliche Verhältnisse und Behördenorganisation 

der markgräflichen Zeit. 

i. 

Landeshoheit, Reichs- und Kreisverband. 

Die staatliche Entwicklung des fränkischen Kreises ist 
durch die Tatsache bedingt, daß hier kein Territorialfürst 
zur Übermacht über die vielen kleinen Dynasten gelangt ist. 
Das größte weltliche Fürstentum, das hohenzollerische Ge- 
biet, war in zwei Teile gespalten, und seit der Niederlage 
des Albrecht Alcibiades fehlte es seinen Regenten an Macht 
und Wagemut. So hatte sich ein staatliches Leben nirgends 
entwickeln können, nirgends war man über eine engherzige, 
privatwirtschaftliche Staatsauffassung hinausgekommen. Jeder 
Grundherr erhob den Anspruch, in seinem Besitz zugleich 
als Landesherr, als Inhaber der staatlichen Rechte anerkannt 
zu werden. Aber worin diese beständen, was staatliche, was 
private Rechte seien, war nirgends klar. Nur zwei Sätze 
wurden als unbestreitbar angesehen. Erstens: in Franken 
sind Rechtsgrundsätze nicht anwendbar, sondern nur das 
Herkommen maßgebend, wie es das Sprichwort ausdrückte: 
in Franconia non est ius sed observantia, 1 ) und zweitens: es 
gibt keine geschlossenen Territorien in Franken. Ganz offen 
bekannte sich die Reichsstadt Dinkelsbühl zu diesem Satze 
mit den "Worten: Es sei eine bekannte und incontestable 
angenommene Sache, daß in schwäbischen, fränkischen und 



l ) Reynitzsch, Etwas über den Rechts- und Gerichtsbarkeitsbegriff 
in Franken (1790) R. 44 C. Gen. Dep. 31a. Ms. 
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rheinischen Reichslanden ein Territorium clausuni nicht 
existiere. 1 ) . . 

Die Folge dieser Grundsätze war „ein Durcheinander, 
für das man keinen Namen hat". 2 ) Die brandenburgischen 
Markgrafen hatten zwar versucht, überall wo sie die Fraisch, 
oder wie es in Unterfranken hieß, die Zent, d. h. den Blut- 
bann hatten, auch die Landeshoheitsrechte auszuüben. Aber 
sie waren mit ihren Ansprüchen nicht durchgedrungen; denn 
sie selbst blieben nicht konsequent bei diesem Prinzip, son- 
dern gründeten ihre landesherrlichen Ansprüche überall da, 
wo es für sie vorteilhafter erschien, auf die Vogtei, d. h. die 
Niedergerichtsbarkeit mit allen damit verknüpften Rechten, 
Besteuerung, Militärhoheit usw. Das Endergebnis dieser zer- 
fahrenen Entwicklung war, daß zur Landeshoheit der ruhige 
Besitz einiger Hoheitsrechte und Herrlichkeiten in einem 
Strich Landes genügte. Wer irgendwo Landesherr war, 
beanspruchte über alle seine Besitzungen, auch wenn sie 
mitten im Lande eines andern lagen, die Ausübung der . 
Staatsgewalt, wobei es aber nicht ausgeschlossen war, daß 
er diese Staatsgewalt mit einem andern teilen mußte. Man 
bezeichnete diese eigenartigen Zustände als „Vermischungen". 

So lebten z. B. im Fürstentum Bayreuth im Dorfe Stein- 
bach drei Bambergische Untertanen, über die Ansbach die 
Landeshoheit ausübte. Die Kammer zu Ansbach unterschied 
folgende neun Klassen von Dörfern: 3 ) 

1. Dörfer, wo der ganze Complexus Jurisdiction is dem Mark- 
grafen zustand. 

2. Dörfer, in denen Brandenburg die Territorialjurisdiktion 
ohne Dorf- und Gemeindeherrschaft und ohne Kirch- 
weihschutz hatte. 

3. Dörfer, in denen Brandenburg die Dorf- und Gemeinde- 
herrschaft und den Kirch weih schütz, nicht aber die Terri- 
torialjurisdiktion besaß. 

4. Dörfer, in denen Brandenburg außer der Territorialjuris- 
diktion noch die Dorfherrschaft, nicht aber den Kirch- 
weihschutz besaß. 

*) Kerner, Staatsrecht der Reichsritterschaft III, 34 und Kretsch~ 
mann, Gesch. der fränk. Ritterschaft § 147 Ms. R. 94 VI Ac. 9a. — 
») Fränk. Merkur 1797 bei Zöpfl S. 16. — *) R. 44 C. Pol. Dep. 4. 
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5w Dasselbe umgekehrt. 

6. Dörfer, in denen Brandenburg bloß Dorfherrschaft war. 

7. Dörfer, in denen es bloß den Kirch weih schütz innehatte. 

8. Dörfer, in denen es nur einige vogteibche Untertanen 
hatte. 

9. Dörfer, in denen es abwechselnd oder gemeinsam mit 
andern alle Hechte ausübte. 

Feuerstellen unterschied man nach drei Klassen: 

1. In privativem Territorium. 

2. In privativem Terrrtorium , wo aber die hohe Gerichts- 
barkeit andern Herrschaften „verherrt" war. 

3. In auswärtigen Territorien gelegene, aber nach Ansbach 
Steuer- oder lehnbare Feuerstellen. 

In Bayreuth waren die Verhältnisse nicht viel besser. 
Das Kastenamt Pegnitz l ) umfaßte 24 Ortschaften; aber über 
sechs beanspruchte Oberpfalz die Territorialhoheit, über vier 
war sie mit Bamberg strittig. In zwei Orten bestand ein 
gütliches Übereinkommen zwischen dem Amt und Bamberg 
über den Kirchweihschutz: das Friedgebot erließen die beider- 
seitigen Amtsboteu gemeinsam, und das nötige Bier wurde 
zur Hälfte aus Pegnitz, zur Hälfte aus Bamberg bezogen. 

Merkwürdig waren auch die staatsrechtlichen Verhält- 
nisse im Marktflecken Fürth. Landesherr war Ansbach, 
Gemeindeherr die Domprobstei Bamberg. Sie übte zugleich 
vogteiliche Rechte über 7000 Einwohner, über die übrigen 
5000 hatten Ansbach, das Nürnberger Land -Almosenamt und 
sieben Patrimonialgerichte die Vogtei. Ein Appellations- 
gericht, das Heggericht, war im bambergischen Besitz; 
Kriminaljurisdiktion übten die ansbachischen Amter Kadolz- 
burg und Schwabach. Polizeibehörden waren ein bam- 
bergisches Amt und das brandenburgische Gleitsamt, mit 
konkurrierenden Befugnissen. An der Spitze des Markt- 
fleckens standen acht Bürgermeister, drei bambergische, drei 
nürnbergische und zwei brandenburgische Hintersassen. Es 
gab zwei Arten von Zünften , bambergische und branden- 
burgische ; aber ein Teil der Handwerker war in das branden- 
burgische Amt Kadolzburg eingezünftet und wurde in Fürth 

») R. 44 C. Gen. Dep. 46. 
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nur geduldet. An grundherrlichen Gefallen (ohne Gerichts- 
sporteln) bezog Bamberg 14000 fl., Brandenburg 1800 fl., 
dieses erhob dazu noch 5000 fl. an Zöllen. 1 ) 

Diese Zustände waren keineswegs auf Ansbach-Bayreuth 
beschränkt. In dem Orte Hemmendorf im Itzgrunde z. B. 
war Coburg Landesherr, das Kloster Langheim Vogteiherr, 
das Bistum Würzburg übte die Zent und die Kirchenherr- 
schaft aus. 2 ) 

Bei der geschilderten Mannigfaltigkeit der Rechte und 
den zahlreichen Vermischungen ist es nicht verwunderlich, 
daß die meisten Landesherren sich mit ihren Nachbarn über 
den Umfang der Befugnisse stritten. Es waren nicht eigent- 
liche Grenzstreitigkeiten, — denn eine Grenze gab es über- 
haupt nicht — sondern es waren Differenzen über einzelne 
Rechte, z. B. das Trauerläuten, über den Wildbann, über 
Zoll- und Gleitsrechte, über den Umfang der Gerichtsbarkeit. 
Die Landeshoheitsirrungen sind also nicht erst eine Folge des 
preußischen Auftretens in Franken, sondern sie waren eine 
unvermeidliche Begleiterscheinung der wirren Landeshoheits- 
verhaltnisse , sie waren jedem fränkischen Beamten so ver- 
traut, daß sie auch nach der Wiedervereinigung von Ansbach 
und Bayreuth im Jahre 1769 mit Energie zwischen den 
beiden Landesteilen weiter verfochten wurden, bis Harden- 
berg diesem Treiben ein Ende machte. 

Diese eigentümliche Zusammensetzung des Staates er- 
klärt es auch, daß der Markgraf nur da wirklicher 'Herr 
war, wo er mehrere Rechte, z. B. Grund- und Gerichtsherr- 
schaft zugleich ausübte, über die sogenannten unmittelbaren 
Untertanen. Überall [da aber, wo er seine Befugnisse mit 
anderen teilen mußte, wo er nur einzelne Rechte Jausübte 
oder auszuüben beanspruchte, wo sich zwischen ihn und den 
Untertan ein Mittelglied, ein Grundherr, einschob, war er 
so gut wie machtlos. In dieser Lage befand er sich der 
fränkischen Ritterschaft gegenüber. Ursprünglich reichsfrei, 
war sie fast ohne Ausnahme in Lehnsabhängigkeit von den 



*) Ber. der Ansb. Kammer 11. I. 1797, 9. XI. 1798. Anzeige des 
Domprobsts 15. XIL 1797. Ber. Bandeis 18. V. 1798. R. 44 C. Best. 
Dep. 763 und 764. — «) Zöpfl S. 16, Anm. 1. 
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benachbarten Territorialfürsten gekommen, aber keiner von 
ihnen hatte sie zur Landsässigkeit dauernd herabzudrücken 
vermocht. Die Ritter erhoben in ihrem ganzen Besitz, auch 
in den Teilen, die ursprünglich anderen Landesherren gehört 
hatten, Steuern und Gefälle für sich und die Rittertruhe. 
Auch diejenigen Ritter, die noch im 16. Jahrhundert die 
brandenburgische Landeshoheit anerkannt, an den Landtagen 
teilgenommen und die Besteuerimg ihrer Hintersassen zu- 
gestanden hatten, hatten sich allmählich unabhängig gemacht 
und führten die Steuern den Ritterkantonen zu. 1 ) Im Laufe 
des 16. Jahrhunderts war die ganze Rittorschaft wieder 
reichsunmittelbar geworden, selbstverständlich nur unter 
heftigen Kämpfen gegen das Landesfürstentum. Es waren 
die Zeiten der Grumbachschen Händel gewesen. Die Ent- 
scheidung der Kämpfe hatte das Eingreifen des Kaisers zu- 
ungunsten der Landesherren gegeben. Durch das Edikt 
vom 26. Juli 1559 hatte Kaiser Ferdinand I. befohlen, „daß 
die Stände die Ritterschaft in Franken samt oder sonderlich 
mit einiger Botmäßigkeit, Schätzung, Steuer und anderen 
Dienstbarkeiten nicht beschweren, noch unter ihre Obrigkeit 
und Landsässerei zu dringen sich unterfangen sollten". 2 ) Die 
Fürsten waren nicht mächtig genug gewesen, dem kaiser- 
lichen Edikte zum Trotz die Ritterschaft zu unterwerfen, sie 
hatten schließlich ihre Reichsunmittelbarkeit anerkennen 
müssen. An Reibungen fehlte es zwar nie, z. B. machte 
noch im Jahre 1722 der Markgraf von Ansbach einen Ver- 
such, die Ritterschaft wieder landsässig zu machen ; er wurde 
aber durch ein kaiserliches Mandat daran gehindert. 3 ) Aber 
trotzdem war das Verhältnis zwischen Markgrafen und Ritter- 
schaft im Laufe der Zeit freundnachbarlich geworden; mancher 
Reichsritter trat in markgräfliche Dienste, wie SeckendorfF, 
Reitzenstein, die Regierungsräte v. Aufseß, v. Berlichingen, 
v. Eichler, v. Künsberg u. a.; häufig wohnten die Reichsritter 
den Winter über in den fürstlichen Residenzen. 4 ) Eine so 
enge Interessenverbindung freilich, wie zwischen der Reichs- 



') Süßheini S. 18. - ') Kerner, Staatsrecht III, 210. - ») 23. IV. 
1722, Abschrift bei Hard. Ber. 23. XII. 1796. R. 44 B. 1 b. — «) Roten 
han im Arch. f. Ofr. IX, 2 S. 51. 
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ritterschaft und den geistlichen Territorien bestand, deren 
Domkapitel zum größten Teil aus Mitgliedern der Ritter- 
schaft sich zusammensetzten, konnte natürlich zwischen den 
Rittern und einem weltlichen Fürsten nie zustande kommen. 

Aber auch von dem bayreuthischen Adel, der den Mark- 
grafen als Landesherrn anerkannte , wie die vogtländische 
Ritterschaft, hatte dieser keinen Vorteil. Sie hatte sich 1615 
der Landeshoheit des Markgrafen nach längerem Zwist unter- 
worfen, weil sie die Kosten der reichsunmittelbaren Stellung 
nicht hatte erschwingen können und mit ihren Beiträgen zur 
Reichsritterschaft in Rückstand gekommen war. Datür hatte 
sie sich aber Vorteile ausbedungen, die diese Landsässigkeit 
fast illusorisch, mehr zur Last des Markgrafen als der Ritter- 
schaft machten. Sie erhielt das volle Besteuerungsrecht 
über ihre Hintersassen und trug zu den allgemeinen Landes- 
ausgaben nur durch Konkurrenzgelder bei, entzog sich aber 
auch dieser Verpflichtung oft. Von allen indirekten Ab- 
gaben, vom Heerdienst, von Frondiensten für den Landes- 
herrn war sie und ihre Hintersassen frei. Und ähnlich war 
auch die Stellung der fränkischen Ritterschaft, deren Reichs- 
freiheit von brandenburgischer Seite lebhaft bestritten wurde. 
Sie gab höchstens eine Lehnspflicht gegenüber dem Mark- 
grafen zu, beanspruchte aber sonst volle Polizcihoheit. Sie 
erhob ganz willkürlich Steuern, von denen sie einen Teil 
den Ritterkantonen ablieferte, einen anderen aber für sich 
verwendete, und kümmerte sich um die bayreuthischen Ge- 
setze nur dann, wenn „bonum publicum hervorleuchtete". 1 ) 

Aber nicht die Absonderung der Ritterschaft hat in 
Franken die Ausbildung geschlossener Territorien verhindert. 
In Schwaben und in Baden hatte der Adel sich ebenfalls 
in seiner Unabhängigkeit erhalten, und doch waren hier 
zwar kleine, aber wenigstens geschlossene Staaten entstanden, 
in denen der Landesherr alle Machtbefugnisse in seiner 
Hand hielt. Ausschlaggebend für Franken wurde es, daß 
die Territorien immer Komplexe der verschiedensten Rechte 
geblieben sind, daß es weder den Markgrafen noch den 
übrigen Herren, Bischöfen und Grafen gelungen ist, überall 



') Kretschniann, Gesch. der fräxik. Ritterschaft § 148. 
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höbe und niedere Gerichtsbarkeit zugleich in ihre Hand zu 
bekommen und damit noch gar die Grundherrlichkeit zu 
vereinigen, wodurch z. B. der Markgraf von Durlach zum 
unumschränkten Herrn in seinem Gebiet geworden war. 1 ) 

Der Mangel einer festen Grenze, eines Abschlusses der 
Territorien nach außen macht es unmöglich, die Größe des 
Gebietes, das 1792 an Preußen fiel, genau anzugeben. Nach 
der Beseitigung der Vermischungen stellte es sich auf 
115*/* QM = 6500 qkm. 2 ) Als Bevölkerungszahl gibt Harden- 
berg für 1792 an: 3 ) 

für Ansbach 132123 unmittelbare und 6U000 mittelbaro 
Untertanen, 

für Bayreuth 137919 unmittelbare und 25 000 mittelbare 
Untertanen. 

Doch muß nach dem Ergebnis der Revindikationen die Zahl 
der mittelbaren auf 80000 und 60000 geschätzt werden, 
so daß die gesamte Bevölkerung 270000 unmittelbare und 
140000 mittelbare Untertanen beträgt. Auf das Quadrat- 
kilometer entfallen im ganzen 66 Einwohner. 

Bei dem wirren Durcheinander von staatlichen Rechten, 
bei dem Grundsatz, Verordnungen des Nachbarn nur dann 
zu befolgen, wenn bonum publicum hervorleuchte, war eine 
Durchführung von Aufgaben staatlicher Politik für das ein- 
zelne Territorium ganz unmöglich. Die besten Verordnungen 
halfen nichts, wenn man einen Teil der Einwohner nicht zu 
ihrer Anwendung zwingen konnte. Und daher mußte für 
Aufgaben von allgemeinem Interesse ein übergeordneter 
Verband eintreten, der Kreis. In diesen Gebieten der 
größten Zersplitterung waren die Kreiseinrichtungen allein 
von dauerndem Bestände gewesen, und gerade in Franken 
schien der Kreis zu großer Bedeutung noch gelangen zu 
können. Es bestand ein gemeinsames Kreismilitär, HSOMann 
Kavallerie und 5543 Mann Infanterie nach der Matrikel, in 
Wirklichkeit nur etwa die Hälfte, 661 Kavalleristen und 

') Ludwig, Der badische Bauer im 18. Jahrh. S. 11. — l ) Gen. 
Ber. § 2. — 3 ) In dem „Versuch eines ohngefähren Abrisses der äußeren 
und inneren Verfassung der brandenburgischen Länder in Franken", 
verfaßt von Hardenberg und am 10. Januar 1792 dem König überreicht 
(R. 94 VI A c. 2), im folgenden als „Abriß* zitiert. 
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3233 Infanteristen. Brandenburg stellte dazu seine unberittene 
Garde du Corps, die aber im: Frieden ihre besondere Uniform 
trug, und f eroer zwei Infanterieregimenter, die auch, im 
Frieden die Uniformen der Kreisregimenter trugen. Ein 
Teil der naarkgräflichen Offiziere war auch vom Kreise an- 
gestellt und besoldet. 

Die Finanzen des Kreises befanden sich in traurigem 
Zustande, die Schulden betrugen 1790 über 1* 2 Millionen fl. 
Zur Deckung der Kreisausgaben wurden von den Kreis- 
ständen jährlich 25 Römermonate von je 4(KK> fl. erhoben, 
ferner seit 1 788 zur Schuldentilgung noch besonders 5 Monate. 
Zu einem Römermonat zahlten Ansbach 336 fl., Bayreuth 
329 fl., für die 30 Monate also 19950 fl. 

Besser waren die Leistungen des Kreises auf dem Ge- 
biete der allgemeinen Wohlfahrtspolizei. Der Kreistag hatte 
17$7 alle Glücksspiele verboten, hatte 1791 durch eine Ver- 
ordnung befohlen, jede Gemeinde solle ihre Armen selbst 
ernähren, nicht über die Grenze abschieben, 1 ) er versuchte 
1790 ein gemeinsames Vorgehen aller Kreisstände zu einer 
Getreidesperre zustande zu bringen, 2 ) er beriet über gemein- 
same Maßregeln zur Abwehr von Seuohengefahr. 3 ) 

Es war klar, daß die Vorteile des Kreisverbandes mehr 
den kleinen als den großen Ständen zugute kamen. Da auf 
dem Kreistage trotz der Einteilung in drei Bänke viritim ab- 
gestimmt wurde, 4 ) so waren jene, die Hohenlohe, Castells usw. 
an und für sich im Übergewicht gegen Bamberg, Würzburg 
und die Markgrafschaften, die von 26 Stimmen zwei führten. 
Dazu kam, daß die geistlichen Fürstentümer von dem niederen 
Keiehsadel beherrscht waren, und ihre Stimmen also auch 
zugunsten der kleineren Stände ins Gewicht fielen. Außer- 
dem aber konnte auch ein Fürst von Hohenloho oder Graf 
von Castell leichter als der Markgraf sich Beschränkungen 
seiner Hoheit bieten lassen. 

Das Organ des Kreises war der Kreistag, auf dem nach 
Beendigung langer Streitigkeiten Bamberg den Vorsitz führte. 

>) R. 44 C. Pol. Dep. 50. 24. III. 1791. — l ) Ber. Schmids 7. II. 1796 
K. 44 C. Best. Dep. 69; beabsichtigt war Aufhebung aller Sperren der 
Einzelterritorien und ihre Ersetzung durch ein generelles Ausfuhrverbot 
aus dem Kreise. — s ) R. 44 C. Pol. Dep. 253. — *» Gen. Ber. § 37. 
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Er sollte alle Jahre sechs Wochen tagen, war aber seit 1790 
permanent und schien „eine Art von fränkischem National- 
konvent bilden und sich die allgemeinen Souveränitätsrechte 
über den ganzen Kreis zueignen zu wollen". 1 ) Im Moment 
der Gefahr, auch nur der scheinbaren, zeigte sich aber die 
ganze Machtlosigkeit des Kreises in kläglicher Weise. Als 
1792 Custine am Rhein erschien, versagte der Mut der 
Kreisvcrsammlung ganz; sie beschloß, dem französischen 
Heerführer die Neutralität des ganzen Kreises, ausgenommen 
die damals schon preußischen Fürstentümer Ansbach-Bayreuth, 
zu erklären. 2 ) 

In diesen Gegenden, auf die man die Bezeichnung „das 
Reich" mit Vorliebe anwendete, waren auch Kaiser und 
Reich noch von Einfluß. Er beruhte vor allen Dingen auf 
der Reichsritterschaft, die im Gegensatz gegen die Fürsten- 
gewalt sich auf den Kaiser stützte und ihm dafür auch gegen 
die Landesherren zur Verfügung stand und auch Geld- 
zahlungen leistete. Aber auch in die inneren Verhältnisse 
von Ansbach-Bayreuth griff das Reich ein. Der Markgraf 
besaß keine absolute Gerichtshoheit; bei allen Prozessen, 
deren Objekt einen Wert von mindestens 800 fl. hatte, 3 ) — 
wobei es eine seit Erlaß des Privilegiums streitige Frage 
war, ob 800 rheinische Gulden, wie der Kaiser, oder 800 Gold- 
gulden (2800 fl.), wie der Markgraf sagte, gemeint seien — 
stand den Parteien die Appellation an die Reichsgerichte zu. 
Sie ging zwar meist an das kaiserliche Landgericht Burg- 
graftums Nürnberg, das der Markgraf zu Lehen trug und nach 
Gutdünken besetzen durfte, aber auch dieses war doch stets 
ein kaiserliches Gericht. Und häufig genug wurde gerade 
in Landeshoheitssachen der Reichshofrat angerufen, dessen 
Entscheidungen dem Markgrafen selten günstig waren. Bei 
Differenzen zwischen Landesfürsten und Reichsrittern war 
der Reichshofrat die allein kompetente Behörde. 



»; Ge«. Ber. § 33. — s ) Ber. Hard. 1. XI. 1792. K, 44 C. Mil. 58. 
— ») Privilegium vom 20. III. 1521, bestätigt am 29. XII. 1627. 
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II. 

Landstände und Behörden. 

„Man muß offenherzig gestehen, — so lautet ein Urteil 
au« dem Jahre 1792 1 ) — daß die so erstaunlich vermischte 
Beschaffenheit des fränkischen Kreises an sich nicht viel emp- 
fehlenswertes hat; — daß die Obrigkeiten an Ausübung ihrer 
Rechte dadurch vielfältig gehindert werden; — daß manche 
gute Anstalt unterbleiben muß, weil sie überall Schwierig- 
keiten findet; — und daß der Stoff zu Mißhelligkeiten und 
einander zu plagen, immer vorhanden ist. u Eine von großen 
Gesichtspunkten beherrschte Politik war in diesen Gebieten 
kaum durchführbar und daher beschränkten sich die meisten 
Landesherren auf die Pflege des Kammerinteresses. Freilich 
auch in Franken hatten die Tendenzen des aufgeklärten 
Despotismus Anhänger gewonnen; ihr Hauptvertreter war 
der Bischof von Bamberg und Würzburg Franz Ludwig 
von Erthal 2 ) (1779—1795) gewesen. Auch Markgraf Karl 
Alexander, der in Ansbach seit 1757 und in Bayreuth seit 
1769 regierte, hatte ihnen gehuldigt, hatte sich die Ver- 
besserung von Ackerbau und Viehzucht angelegen sein lassen, 
hatte Rindvieh aus der Schweiz und Schafe aus Spanien 
kommen lassen, für die Pflege der Landwirtschaft ein be- 
sonderes Kollegium, die Landesökonomiedeputation, ein- 
gerichtet, hatte den Handel durch Chausseebau zu beleben 
versucht und für das geistige Wohl seiner Untertanen durch 
Fürsorge für die Universität Erlangen wie für das niedere 
Schulwesen eifrig gewirkt. Aber der Hauptantrieb zu einer 
umfassenden staatlichen Wohlfahrtspolitik, das Machtinteresse, 
fehlte doch ganz, und auch ihre Durchführung fand an den 
unklaren Landeshoheitsverhältnissen eine unüberwindliche 
Schranke. Und daher blieben solche Bestrebungen ver- 
einzelt. Engherzige patriarchalische Gesichtspunkte be- 
herrschten den größten Teil des Beamtentums. Der bay- 
reuthische Regierungsrat Georg 3 ) definierte die Landeshoheit 
als das Recht, das Wohl des Landes zu besorgen. „Dieses 

') Journal von und für Franken V, 157. — J ) Leitschuh ; Franz 
Ludwig von Erthal (1894). — ») Entwurf der Landschaftsverfassung 
in Bayreuth Ms. R. 94 VI A c. 1 § 87. 

/ 
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besteht darin, daß die Untertanen ihr Eigentum erhalten 
und nach Möglichkeit vermehren." Von einer Machtpolitik 
nach außen, vom Staate überhaupt, ist keine Rede. Daher 
kann Georg auch (§ 148) als Regel hinstellen, daß der 
Landesherr die Regierung auf seine Kosten führe, ein Bei- 
trag der Untertanen sei Ausnahme. 

Nicht im Interesse der Machtentfaltung war hier durch 
den fürstlichen Absolutismus der dualistische Ständestaat 
überwunden worden, sondern er war dadurch gesprengt 
worden, daß die Ritterschaft sich selbständig gemacht hatte. 
In Ansbach war ein Landtag seit Jahrzehnten nicht mehr 
zusammengetreten, in Bayreuth bestand zwar noch eine 
ständische Vertretung, aber sie war kraftlos. 1 ) Der Adel 
nahm am Landtage nicht teil, auch die vogtländische Ritter- 
schaft hielt sich davon fern und bewilligte Gelder nur auf 
besonderen Rittertagen. So bestand der Bayreuthische Land- 
tag, da seit der Reformation kein landsässiger Prälatenstand 
mehr vorhanden war, nur noch aus Deputierten der Städte 
und Bauernschaften. Seit 1610 gab es drei Ausschüsse, den 
größeren, in dem 12 Städte, 4 Märkte und 12 Bauernämter 
vertreten waren, den mittleren mit Abgeordneten von 6 Haupt- 
und 2 Nebenstädten und von 6 Bauernämtern, den engeren 
aus je 2 Deputierten der 6 Hauptstädte, Bayreuth, Culmbach, 
Hof, Wunsiedel, Neustadt a. A. und Erlangen. Da jeder 
Ausschuß im Namen des ganzen Landtags zu handeln be- 
rechtigt war, war es im Laufe der Zeit Brauch geworden, 
nur den engeren Ausschuß zu berufen. Er hatte auoh nach 
dem letzten überhaupt in Bayreuth gehaltenen Landtage im 
Jahre 1771 den Rezeß allein vollzogen, und nur er war auch 
später zur Abhörung der Obereinnehmerei - Rechnung zu- 
sammengetreten. Die Rechte des Landtages waren gering. Ein 
Mitregierungsrecht schließt Georg in seiner erwähnten Ab- 
handlung ausdrücklich aus (§ 85), weil die Landstände Unter- 
tanen, nicht Teilhaber der Regierung seien. Auch von den 
anderen Rechten der Landstände war wenig übriggeblieben. 
Das Steuerbewilligungsrecht beschränkte der Rezeß von 1771 



l ) Hageu, Nachrichten über die laiidständische Verfassung des 
Fürstentums Bayreuth, Arch. f. Ofr. (1841) 1 8. 72. 
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auf daB Recht, neue Steuerarten zu bewilligen, Erhöhungen 
der bestehenden wurden in das Belieben des Landesherrn 
gestellt. 1 ) Auch das von den Standen zur Verwaltung der 
von ihnen bewilligten Steuern errichtete Landschaftskollegium 
war bereits eine markgräfliche Behörde geworden; die Be- 
amtenstellen, für die den Ständen ursprünglich ein Präsen- 
tationsrecht zugestanden hatte, wurden seit der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts vom Landesherrn ohne ihre Zuziehung 
besetzt. Der Direktor war zugleich Präsident der Hof- 
kammer. Das Mitaufsichtsrecht über die Steuerverwaltung 
wurde dadurch eine unwirksame Formalität. Das Recht, 
Vorstellungen wegen der Landesangelegenheiten zu machen 
und sich über Gesetze und Verordnungen gutachtlich zu 
äußern, wurde ebensowenig vom Markgrafen beachtet. 

So war der Markgraf ein unumschränkter Herr, soweit 
es ihm möglich war, mit seinen Ansprüchen durchzudringen, 
d. h. also den Imme diäten gegenüber. Sie hatten keinen 
Schutz gegen ihn und mußten sich auch von ihm nach 
Amerika oder nach den Vereinigten Niederlanden als Soldaten 
vermieten lassen. 

Die Behördenorganisation entsprach der alten deutschen 
Territorialverwaltung. Der alte „Geheime Rat" in Ansbaoh 
hatte zwar schon den modernen Namen des Landesmini- 
steriums und war auch die gemeinsame oberste Behörde 
der beiden sonst noch schroff getrennten Fürstentümer, aber 
noch fehlte ihm jede Gliederung in Fachdepartements, und 
außerdem war das Ministerium noch nicht scharf von den 
übrigen Behörden getrennt; zwei Minister waren Regierungs- 
präsidenten, ein dritter zugleich Landeshauptmann, der Ge- 
heime Rat Lösch Konsistorialpräsident. Der Markgraf ver- 
schmähte es auch nicht, in der dem Ministerium unter- 



') „Da Serenissimi landesväterliche höchste Gesinnungen dahin 
vorzüglich abzielen, Dero lieben getreuen Untertanen die ihnen be- 
dauerlich aufliegende allira hohe Steuerlast so bald möglich zu ver- 
mindern, mitbin an eine Vermehrung derselben außer einen nicht zum 
-voraus abzusehen vermögenden unvermeidlichen höchsten Notfall zu 
gedenken weit eutfernt sind, als werden hingegen Höchstdiesel be in 
einen dergleichen Fall, welchen Gott abwenden wolle, den Ausschlag 
nicht anders als nach dem bisherigen Herkommen veranstalten lassen." 
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geordneten Kammer und Landschaft von Zeit zu Zeit zu 
präsidieren. So hatte das Ministerium eine Mittelstellung 
zwischen einem bloßen markgräflichen Rat und einer aus- 
gebildeten Zentralbehörde. Zur Zeit des Übergangs an 
Preußen befand es sich im Zustand der Auflösung. Der 
Minister Hardenberg war zugleich preußischer Beamter und 
dem Kollegium übergeordnet, der preußische Geheime 
Finanzrat von Bärensprung, der als markgräflicher Geheim rat 
Sitz und Stimme im Ministerium hatte, 1 ) war bereits nach 
Preußen zurückgekehrt. Von den übrigen fünf Mitgliedern 
waren zwei, Wechmar und Benkendorf, wegen ihres Alters 
vom Dienst dispensiert, zwei andere hatten ihren Wohnsitz 
nicht in Ansbach, Kettenburg als Regierungspräsident in 
Bayreuth, Weitershausen als Landeshauptmann in Hof. 2 ) 

In Bayreuth bestand als oberste Instanz die geheime 
Landesregierung, gebildet aus den Präsidenten der Kollegien ; 
auch Weitershausen gehörte ihr an. Da sie aber dem Ans- 
bachischen Ministerium untergeordnet war und keine Exe- 
kutivgewalt besaß, diente sie nur zur Vermehrung der 
Schreiberei und zur Verlangsamung des Geschäftsgangs, ihre 
Aufgabe bestand im wesentlichen darin, die ihr von den 
Kollegien zugehenden Berichte mit einem Begleitschreiben 
an das Ministerium nach Ansbach zu schicken und eine Ab- 
schrift von den Berichten zu den Akten zu legen. Auf diese 
Weise konnte Kettenburg mit einer und derselben Sache 
dreimal zu tun haben. Er konnte als Regierungspräsident 
darüber einen Bericht abfassen, ihn als Mitglied der geheimen 
Landesregierung an das Ministerium weitersenden , um als 
Minister endlich eine Entscheidung zu treffen. 

Ebenso überflüssig war die Stelle des Landesgouverneurs 
in Bayreuth. Sie hatte Bedeutung gehabt, solange der 
Minister von Seckendorf als Landesgouverneur zugleich Chef 
und Oberpräsident aller Kollegien gewesen war und nicht 
nur auf einheitlichen Geschäftsbetrieb hatte hinwirken 
können, sondern auch eine selbständige Verfügungsgewalt 
gehabt hatte. Da aber sein Nachfolger Weitershausen weder 



») Abschrift seines Patentes vom 13. VII. 1791. R. 44 C. Best. 
Dep. 40. - ») Ber. Hard. 8. II. 1792. R. 44 B. 9. 
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in den Kollegien noch in der Exekutive Machtbefugnis 
erhalten hatte, so führte das Amt nur zu Reibereien und 
Kompetenzkonflikten. Hardenberg sagte darüber: „Der 
Landesgouverneur kann zwar den Kollegien Akten abfordern, 
aber nichts verfügen, oder wenn er verfügt, so entstehen 
Kollisionen." *) 

Unter diesen Zentralbehörden stand in jedem Fürsten- 
tum eine Regierung, ein Kollegium, zu dessen Ressort die 
Rechtsprechung und die Ausübung der Landespolizei ge- 
hörten. In Ansbach war die Regierung in zwei Senate 
geteilt, deren erster neben den eigentlichen Regierungs- 
geschäften, den Differenzsachen und der Führung der mark- 
gräflichen Prozesse bei den Reichsgerichten, vornehmlich 
die Aufgaben der Landespolizei erledigte, während dem 
zweiten die Justiz oblag; in Bayreuth dagegen bestand nur 
ein einheitliches Kollegium für die Bearbeitung der in Ans- 
bach unter die beiden Senate geteilten Aufgaben. 

Den Kammern blieb also nur die Finanzverwaltung. 
Ihre Aufgabe war Erhebung der Domänengefälle des Mark- 
grafen und die Verwaltung der Regalien. Die vielen andern 
Aufgaben, die in Preußen die Kriegs- und Domänenkammern 
übernommen hatten, Polizei im weiten Sinne des 18. Jahr- 
hunderts, Hand werkssachen, Bergbau, Chausscebau- und 
Münzwesen, Verbesserung der Landwirtschaft gehörten hier 
in Franken zum Ressort der Regierung. Aber wegen der 
geringen Leistungsfähigkeit der Kollegien waren alle diese 
Aufgaben nicht ihnen, sondern besonderen Deputationen 
übertragen worden , in die auch Kammermitglieder berufen 
wordon waren. Die Folge war ein unzusammenhängendes, 
unübersichtliches Verwaltungssystem. 

Ein besonderes Landschaftskollegium bestand nur noch 
in Bayreuth für die Verwaltung der Steuern, während in 
Ansbach Kammer und Landschaft schon vereinigt waren. 
Dagegen dauerte die Trennung von Rentei und Oberein- 
nehmerei in Ansbach ebenso weiter wie in Preußen die von 
Generaldomänen- und Generalkriegskasse. 



\) Abriß § 59. 
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Der Geschäftsgang bei den Kollegien war wenig be- 
friedigend. Es fehlte bei der Bayreuther Kammer sowohl 
eine geschriebene Geschäftsordnung wie eine feste Sportel- 
taxe. Als Hauptmängel aller Kollegien bezeichnete Bären- 
sprung 1 ) die Verteilung der Einlaufe durch den Registrator 
vor den Sitzungen und die Information der Räte während 
derselben. Dem Präsidenten fehlte jede Autorität nicht nur 
über seine Räte, sondern auch über die Subalternen, denn 
er besaß keine Strafbefugnis, konnte auch die Aufarbeitung 
von Resten nicht erzwingen. 2 ) Er hatte keine Ubersicht 
über die Geschäfte, da er weder die einlaufenden noch die 
ausgehenden Sachen selbst durchsah. Ebensowenig be- 
stimmte er in den Kollegialsitzungen die Termine der Vor- 
träge, sondern dies war Sache der Räte. Die Sitzungen 
begannen unpünktlich, und auch dann wurde noch „eine 
Stunde politisiert und Allotria getrieben". 3 ) Dann begann 
der älteste Rat dasjenige vorzutragen, worauf er präpariert 
war, während die übrigen sich unterdessen selbst vor- 
bereiteten. Eine Kontrolle darüber, ob nicht wichtige Sachen 
unerledigt geblieben seien, bestand nicht. Die Vorbereitung 
zu den Vorträgen war mangelhaft, und die Folge war un- 
erträgliche Weitschweifigkeit ; manche Räte lasen, statt einen 
knappen Auszug zu geben, ganze Aktenbände ab. Die Aus- 
fertigung der Dekrete war den Sekretären überlassen. Die 
Verfügungen wurden nur gesiegelt, nicht unterschrieben, 
wodurch Mißbräuche leicht einschleichen konnten. 

Die Berichte waren entweder von ermüdender Umständ- 
lichkeit, oder sie waren viel zu kurz, nur Hinweise auf an- 
liegende Akten. Auf Bärensprungs Anregung war 1790 eine 
Reform nach preußischem Muster verfügt worden, doch war 
tatsächlich alles beim alten geblieben. 

Eine Mittelinstanz nach Art der preußischen Land- und 
Steuerräte fehlte in den Markgrafschaften. Zwar gab es in 
Ansbach 15 Oberämter, in Bayreuth 6 Amtshauptmann - 

») Promemoria 4. V. 1792. R. 44 B. 86. — «) Ber. des VizeprIU. 
der Ansb. Kammer v. Aasin an Hard. 29. VII. 1791; Ber. des Ansb. 
Regierungapras. v. Boeder 17. I. 1798, R. 44 C. Beat. Dep. 96 1. — •) Pro- 
mem. des Vizepräs, der Ansb. Kammer v. Doernberg 17. II. 1795. R. 44 
C. Best. Dep. zu 234 a, Vol. 2. 
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schaften und 6 Oberämter, deren Bevölkerungszahl sehr ver- 
schieden war, in Ansbach zwischen 1933 und 22190 Ein- 
wohnern schwankte. 1 ) Aber sie waren keine brauchbaren 
Organe der Verwaltung. Ihre Befugnisse waren sehr unklar, 
sie führten eine Art von Oberaufsicht über die Amter, ohne 
ihre Verwaltung im einzelnen leiten zu können. Sie hatten 
mit ihnen konkurrierende Jurisdiktion, doch stand die Ge- 
richtsbarkeit in Konkurssachen ausschließlich den Oberämtern 
zu. Die schon an sich geringe Bedeutung dieser Stellen 
wurde noch gemindert, als sie zu bloßen 8inekuren für adlige 
Beamte und Offiziere geworden waren. Diese beschränkten 
sich darauf, die Besoldungen und Sportein, die sehr ver- 
schieden waren, meist über 1000 fl., zum Teil aber weit über 
2000 fl. zusammen betrugen, einzustecken und sich für die 
Geschäfte einen mehr oder minder juristisch geschulten Sekre- 
tär anzustellen. 2 ) Im Jahre 1792 finden sich unter den 
Oberamtleuten die Minister von Weitershausen und von Gem- 
mingen, der Generalleutnant von Treskow, der General- 
adjutant von Schlammersdorf, der Generalmajor von Metzsch, 
der Generalmajor von Reitzenstein , dessen Garnison Nira- 
wegen, dessen Zivilamtssitz Wunsiedel war, und der Ober- 
stallmeister von Mardefeld. 3 ) Unter diesen Umständen war 
bereits Markgraf Alexander auf den Gedanken gekommen, 
diese überflüssigen Stellen eingehen zu lassen, und in den 
letzten Jahren war daher ein erledigtes Oberamt nicht mehr 
neu besetzt worden, sondern die Besoldung für die fürstliche 
Kasse eingezogen worden. 1792 war in Ansbach schon die 
Hälfte der Oberämter vakant. 

Die eigentlichen Lokalverwaltungsbehörden waren die 
Amter. Von den preußischen Domänenämtern unterschieden 
sich die fränkischen, wie überhaupt die süd westdeutschen, 
dadurch, daß bei ihnen nicht der landwirtschaftliche Betrieb 
die Hauptsache war, neben der Rechtsprechung und Polizei 
nur nebensächliche Bedeutung hatten; in ganz Südwest- 

*; Zusammenstellung R. 44 C. Best. Dep. 584. — ») Vertraute 
Briefe über das Fürstentum Bayr. (1794) S. 16: Die Oberamtleute tun 
nichts als ihre Namen achreiben, wenn sie gerade zugegen sind; alles 
übrige besorgt ein Sekretär. — ■) Vereidigungsprotokolle R. 44 C. Gen. 
Dep. 18. 

2* 
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deurschland beruhten die Amter auf einer Verquickung von 
privatreehtlichen und öffentlich-rechtlichen Institutionen. Sie 
waren Organe des Grundherrn und erhoben die ihm zu- 
stehenden Gefälle, sie waren aber zugleich, und je stärker 
die Landeshoheit über die Grundherrschart hinausgewachsen 
war. desto mehr Verwaltungsorgane. 1 ) Die Amtleute übten 
Polizeibefugnisse aus. sprachen Recht und erhoben die landes- 
herrlichen Steuern. Von diesem in ganz Süddeutschland 
verbreiteten Typus wichen die fränkischen Amter durch den 
Mangel territorialer Geschlossenheit ab. 

Grundsätzlich wurden im ganzen fränkischen Kreise 2 ) 
zwei Hauptklassen von Ämtern unterschieden. Die erste 
waren die Fraischämter für die Ausübung der peinlichen 
Gerichtsbarkeit. Für die zweite Klasse, der die niedere 
Gerichtsbarkeit und die Verwaltung im engeren Sinne über- 
tragen worden war. gab es keine einheitliche Bezeichnung, 
sie wurde aus den Vogt-. Kasten-. Kloster-, Stift-, Ver- 
walterämtern gebildet. 

Doch so einfach war die Einteilung nicht geblieben. 
Die Fraischämter waren meistens mit andern Ämtern kom- 
biniert worden, so daL) ein Amt z. B. in einem Teil seines 
Bezirkes hohe und niedere Gerichts-. Polizei- und Finanz- 
behörde war. in dem grötieren Teile aber nur die hohe 
Gerichtsbarkeit ausübte. Es konnte aber auch vorkommen, 
daß in einem andern Teile des Amtes ihm nur die vogtei- 
lichen Rechte, nicht aber die fraise Wichen zustanden. Die 
Unklarheit der Landeshoheitsverhältnisse zeigt sich gerade 
bei der Ämterverfassung. Die Hintersassen fremder Herren 
unterstanden den markgräflichen Ämtern nur teilweise, z. B. 
in der Gerichtsbarkeit, während Polizei- und Finanzgewalt 
über sie anderen Ämtern zustand: dagegen erhoben die 
markgräflichen Ämter ihrerseits wieder von Untertanen 
fremder Amter Steuern. So wenig hatte man versucht, 
die Amter zu geschlossenen Bezirken abzurunden, daß sie 
nicht nur mit fremdherrischen Untertanen, sondern sogar 
mit Untertanen von Amtern desselben Landesherrn durch- 



*) Darmstädter. Das Großherzogtum Frankfurt, S. 47 und Ludwig, 

Der badische Bauer, 5>. 8 — s Zöpfl, S. 19. 
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setzt waren. Im Dorfe Borbeth wohnten Untertanen der 
bayreuthischen Amter Münchaurach, Frauenaurach, Neustadt 
und Emskirchen. Das Amt Frauenaurach bei Erlangen 1 ) 
bezog aus dem westlichsten Teile von Ansbach, aus Creg- 
lingen im Taubergrund, einen Weinzehnten, hatte mitten im 
ansbachischen Amt Schwabach, in Gustenfelden, sieben Unter- 
tanen. Es war dies keine speziell ansbach- bayreuthische 
Eigentümlichkeit, sondern in ganz Franken üblich, z. B. war 
in Lauff a. A. Gemeindeherr das bambergische Amt Schüsselau, 
die Zent hatte das bambergische Amt Bechhofen. 

Die Amter vereinigten jurisdiktioneile, polizeiliche und 
finanzielle Befugnisse. Im einzelnen bestanden allerdings 
Verschiedenheiten. Z. B. übte das Kasten- und Juris- 
diktionsamt Emskirchen 2 ) die hohe Gerichtsbarkeit in einem 
geschlossenen Bezirk von 50 Dörfern und zwei Rittergütern, 
von denen aber ein Teil in fremder Landeshoheit stand. 
Die Vogtei gehörte ihm nur in einem kleinen Teile, die 
Gefallerhebung in einem noch geringeren, da das Kloster- 
amt Münchaurach seiner Fraisch- und Vogteigerichtsbarkeit 
unterstand, dagegen die Gefalle selbständig erhob. Doch 
war der Mangel von Jurisdiktionsbefugnissen kein Charakte- 
ristikum der Klosterämter. Das Klosteramt Frauenaurach 
besaß zugleich die Vogtei, während die Fraisch dem Amte 
Baiersdorf zukam. 

Die Ämter wurden ohne Ausnahme administriert. Eine 
Verpachtung wie in Preußen war unmöglich, weil die wich- 
tigste Aufgabe des Amtmanns nicht der landwirtschaftliche 
Betrieb, sondern Rechtsprechung, Erhebung der unzähligen 
überall verschiedenen Gefalle und daneben Aufrechterhaltung 
der Gerechtsame war. Trotzdem kann man von einem staat- 
lichen Charakter der Verwaltung kaum sprechen. Die Be- 
amten betrachteten ihr Amt als privatrechtlichen Besitz und 
als Einnahmequelle. Ihre Geldbesoldung war gering. Die 
Haupteinnahme bestand in der Nutzung der dem Amtmann 
überwiesenen Besoldungsgrundstücke, zu der einige her- 
gebrachte Einkünfte wie Neujahrsgelder, Erträge von Neben- 
ämtern wie Zunftschreibereien kamen; das wichtigste 



V) R. 44 C. Gen. Dep. 52. — «) R. 44 C. Gen. Dep. 44. 
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waren die Sportein, die in die Tasche des Amtmanns flössen 
und eine Quelle von Bedrückungen wurden. Hardenberg, 
der allerdings gegen das Sportelwesen eine ganz besondere 
Abneigung hatte, bezeichnete die Amtleute daher als die 
Blutigel der Untertanen. l ) Der jährliche Gesamtertrag eines 
Amtes war ziemlich betrachtlich, wenn auch Angaben yon 
3000 fl., die als Entschädigungsforderungen bei der Neu- 
organisation gemacht wurden, übertrieben sein werden. 

Eine Kontrolle der Beamten bestand so gut wie nicht, 
so daß sich im Laufe der Jahre für die markgräflichen 
Kassen zuerst Rückstände, dann Verluste, für die Untertanen 
oft harte Bedrückungen herausstellten. Ungestört schaltete 
der Amtmann mit Hilfe eines Privatkopisten ; war er alt und 
ruhebedürftig geworden, so trat er Bein Amt entweder an 
diesen oder an einen Sohn oder Schwiegersohn durch einen 
Privatvertrag ab, in dem er sich auch eine Pension aus- 
bedang. Die markgräflichen Behörden legten diesem Ver- 
fahren keine Hindernisse in den Weg. 

Auch die Verwaltung der Städte litt an dem Mangel 
der ganzen markgräflichen Verwaltung, dem Fehlen einer 
klaren Abgrenzung der Befugnisse der einzelnen Behörden. 
Die vier Polizeidiener der Stadt Ansbach waren drei ver- 
schiedenen Behörden untergeordnet, dem Magistrat, dem 
Stadtvogteiamt, der Polizeideputation. 2 ) Magistrat und Stadt- 
vogteiamt hatten in den meisten Städten konkurrierende 
Gerichtsbarkeit. Die Stadtvogteiämter waren Organe des 
Markgrafen, die Magistrate dagegen wurden von der Bürger- 
schaft gewählt und verteilten die Amter nach einem fest- 
stehenden Turnus unter ihre einzelnen Mitglieder. Dieser 
Gebrauch war den Gemeindekassen allmählich sehr nach- 
teilig geworden; denn die ehrsamen Handwerker, die das 
Amt des Stadtkämmerers bekleideten, besaßen selten Kennt- 
nisse in der Rechnungsführung. Wenn sie sich im Laufe 
der Zeit einige verschafft hatten, so rückten sie meistens 
in eine andere, mit besserem Gehalt ausgestattete Stelle 
ein, und ein neuer Kämmerer ohne Kenntnisse ersetzte sie. 



») Gen. Ber. § 53. Rigaer Denkschrift VIII. — «) R. 44 C. Best. 
Dep. 740. Rescr. 18. VIII. 1794. 
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Die Folge war Verwirrung des Rechnungswesen« in den 
meisten Städten. In seiner Residenz Ansbach hatte Mark- 
graf Karl Alexander ohne Rücksicht auf das Wahlrecht der 
Burgerschaft einen sachverstandigen Bürgermeister ernannt, 
auch in Roth und Feuchtwangen waren besondere Stadt- 
kassierer eingesetzt worden; aber an den wenigsten Orten 
erlaubte der Vermögensstand, einen neuen Beamten zu be- 
zahlen. 1 ) 

Eine besondere Stellung hatte die französisch-reformierte 
Gemeinde in Erlangen, die in dem Justizrats- und in dem 
Kommerzkollegium ihre eigenen Organe besaß. 2 ) 

Sowohl den Städten wie den Amtern fehlte es an Exe- 
kutivorganen. Alte invalide Bettelvögte in den Städten, ein 
paar Überreiter auf dem Lande, die wegen vollständiger 
Unzulänglichheit in preußischer Zeit eingezogen wurden, und 
die Amtsboten genügten für die Aufgaben der Sicherheits- 
polizei nicht. Im Amte Gerabronn -<- so erzählt der Amt- 
mann Fischer selbst 3 ) — kümmerte sich überhaupt kein 
Mensch um die Polizei. Zu Streifen gegen Verbrecher oder 
zur Abwehr von Übergriffen der Nachbarterritorien mußte 
der Landausschuß, ein Aufgebot aller wehrhaften Männer, 
zusammenberufen werden, aber er stand eben immer erst 
nach verübter Tat zur Verfugung. 

Auch auf die ansbach-bayreuthische Behördenorganisation 
paßt also das Urteil, das damals über die würzburgische aus- 
gesprochen worden ist: *) „Sie ist nicht das Werk eines 
Künstlers, der nach bestimmten Prinzipien die Maschine zu- 
sammensetzte. Überall entdeckt sich das Spiel des Zufalls, 
der ein Aggregat von Organen zusammenwarf, die dann so 
zur Not das große Rad des Staates in Bewegung setzten. u 
Der Hauptmangel aber war doch die geringe Brauchbarkeit 
des Personals. Von den Amtleuten ist bereits die Rede 
gewesen. Aber nicht nur ihnen, sondern auch den Räten 
der Kollegien fehlte es an Eifer und Pflichttreue. Leute 
wie der Regierungsrat von Berlichingen, der ohne Urlaub 



*) Ber. der Ansb. Regierung I. Senate, 10. III. 1794 R. 44 C. Best. 
Dep. 718. - *) Abriß § 76. — ») Bemerkungen über die Polizei auf 
dem Lande, September 1798. R. 44 C. Pol. Dep. 1. — *) Zöpfl, S. 21. 
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elf Monate lang sich von den Sitzungen fern hielt, oder wie 
Herr von Knebel, der 43 Wochen lang jeden Sonntag 
Morgen einen Mahnzettel wegen Nichterledigung einer ihm 
aufgetragenen Untersuchung sich geben ließ, ohne in seiner 
Seelenruhe gestört zu werden, waren allerdings auch in Ans- 
bach eine Ausnahme. 1 ) Aber an Fleiß fehlte es fast allen 
Beamten. Zehn Wochen Ferien im Jahr (je zwei an den 
drei hohen christlichen Festen, vier im Sommer) genügten 
ihnen nicht, meistens wurden sie ungebührlich ausgedehnt. 
Rückstände waren alltäglich, namentlich blieben vorgetragene 
und dekretierte Sachen bei dem Mangel an Expedienten und 
an Aufsicht der Räte oft wochenlang liegen. Daß in der 
Rechnungsrevisionsstube jemals aufgearbeitet worden sei, 
konnte sich der Revisionsrat Stadelmann nicht erinnern. 

Es fehlte den Beamten an einer genügenden Vorbildung 
und bei den geringen Aussichten auf Beförderung an einem 
Ansporn zur Tätigkeit. Eine geregelte Karriere mit festen 
Prüfungen gab es nicht, die adligen Räte hatten ohne Rück- 
sicht auf das Dienstalter vor allen bürgerlichen den Vorrang, 
ein Teil der Räte verdankte sein Amt dem „hierzulande 
blühenden Nepoten- Despotismus". 2 ) Xeben ihnen saßen 
Leute, die aus dem Subalternenstand hervorgegangen waren 
und ihre subalterne Beschäftigung auch im Kollegium bei- 
behielten, wie der ansbachische Rentmeister, Hofkammer- 
und Landschaftsrat Burkhart. 

Die Gehälter waren zum Teil geradezu erbärmlich, 
800— 1000 fl. (450—570 Tlr.) war schon eine hohe Besoldung. 
Erst spät rückten die Beamten in höhere Gehälter ein; um 
sie für die lange Wartezeit zu entschädigen und zugleich 
an Pensionen zu sparen, blieben sie bis zum Tode im Genuß 
der Besoldung, auch wenn sie durchaus unfähig waren. Den 
Jüngeren wurde das Aufrücken auf diese Weise sehr er- 
schwert. War nun ein solcher Greis nach vielleicht jahre- 
langer Dienstuntauglichkeit gestorben, so bezog zunächst die 
Witwe oder die Kinder ein halbes oder gar ein ganzes Jahr 



') Ber. des Vizepräsidenten von Falkenhausen 30. III. 1793. R. 44 
C. Best, Dep. 230. Über Knebel vgl. auch Best. Dep. 2069 a. — 2 ) Röder 
an Hanl. 17. I. 1793. 
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das volle Gehalt als Nachsitz, und der nach Ablauf dieser 
Frist ernannte Nachfolger mußte dann noch auf die Be- 
soldung des ersten Vierteljahres zugunsten der Witwenkasse 
verzichten. 

Das zum Teil unzureichende Subalternpersonal — es 
gab bei der Bayreuther Kammer nur drei expedierende 
Sekretäre — bezog nur minimale Gehälter, z. B. die Ge- 
heimen Kanzlisten zwischen 86 und 376 fl. , die zwei Ge- 
heimen Kanzleidiener 222 und ^6 fl. im Jahr. 1 ) Dafür 
mußten und durften sie sich an den Sporteleinnahmen schad- 
los halten, und sie konnten es um so mehr, als das Pehlen 
einer Sporteltaxe Überforderungen sehr leicht machte. Der 
Dienst litt unter diesen Umständen empfindlich. Abgesehen 
von den vielen Nebenaufgaben in den Deputationen, durch 
die der Ansbacher Kammer aufgetragene Verwaltung der 
Grafschaft Sayn -Altenkirchen, die dem Markgrafen persön- 
lich gehörte, bei der Bankdirektion u. a. verschafften sich 
viele hohe und niedere Beamte durch Arbeiten für Private 
Nebenverdienst, auch gegen Bestechungen verhielten sich 
nicht alle ablehnend. Es fehlte das Pflichtbewußtsein, die 
Hingabe an den landesherrlichen Dienst, es fehlte eben der 
Staat, dessen Machtentwicklung zu fördern eine den ganzen 
Menschen erfüllende Aufgabe, der Lebensinhalt eines Be- 
amten hätte sein können. Für die meisten war ein mark- 
gräfliches Amt eine Versorgung wie jede andere, ob man 
nun dem Markgrafen zu Ansbach oder einem Herrn von 
Hohenlohe oder Pappenheim oder einem beliebigen Reichs- 
ritter diente, war eine Geldfrage, man wandte sich dem zu, 
der am besten zahlte. Die Erbärmlichkeit der Kleinstaaterei, 
der Mangel an irgendeinem höheren Ziel der äußeren Politik 
verhinderte die Ausbildung einer kraftvollen inneren Politik. 
Und eine solche, die immer zu Konflikten mit den in das 
Territorium eingesprengten kleinen Dynasten führen mußte, 
ließ sich am wenigsten von den adligen Regierungsräten 
erwarten, die sich durchaus als Glieder der reichsunmittel- 
baren Ritterschaft fühlten. 2 ) 

«) R. 44 C. Best. Dep. 7. — 4 ) Denkwürdigkeiten der Markgräfin 
von Ansbach (Lady Craven) I. 134: Einige Höflinge in Ansbach ge- 
hörten zum unmittelbaren Reichsadel oder zur Reichsritterschaft , und 
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Aber diese Mängel, die sich jedem aufdringen mußten, 
der die Ansbacher Zustände mit wirklich politischem Leben 
verglich, wurden in den Fürstentümern nicht empfunden. 
Die Beamten waren mit ihrer Tätigkeit fast ausnahmslos 
recht zufrieden. Sie fühlten sich wohl bei dem alten 
Schlendrian und wehrten jede Änderung ab. Als 1790 eine 
neue Geschäftsordnung für die Bayreuther Kammer erlassen 
wurde, protestierte der Präsident von Flotow energisch; 1 ) 
wenn er auch zugab, daß das alte Verfahren etwas um- 
ständlich sei, so fand er es doch viel besser als eine noch 
so zweckmäßige Änderung, deren Einführung so viel Kon- 
fusionen mit sich bringe, daß alle Vorteile dagegen ver- 
schwänden. An dem passiven Widerstand des Kollegiums 
scheiterte der Versuch. Etwas weiter kam man in Ansbach. 
Hier ließ sich die Kammer und Landschaft die Einführung 
der preußischen Geschäftsordnung gefallen; sich an deren 
Vorschriften zu halten, hielt sie sich aber nicht für ver- 
pflichtet, der alte Schlendrian war zu sehr eingewurzelt. 2 ) 

Iiier gründlich abzuhelfen mußte eine Hauptaufgabe 
der preußischen Regierung sein, aber sie war gebunden durch 
die Konvention mit dem Markgrafen. Kein Beamter durfte 
an seinen rechtmäßigen Einkünften verlieren durch eine neue 
Organisation und konnte nur mit vollem Gehalt und Emo- 
lumenten zur Ruhe gesetzt werden. 

Aber trotz aller Mängel, Härten und gelegentlichen 
Ungerechtigkeiten des markgräflichen Beamtentums war die 
Bevölkerung im großen und ganzen recht zufrieden. Die 
Ansprüche, die der Landesherr an sie stellte, waren bei 
dem Fehlen großer staatlicher Ziele gering, und doch war 
das Gebiet der Fürstentümer zu groß, als daß der Markgraf 
sie bloß als nutzbares Privatgut mit starker Ausbeutung 
seiner Untertanen hätte ansehen können. Außerdem hatte 
Markgraf Alexander in seiner langen Regierung mancherlei 

ihnen war es gleichgültig, wie die Sachen gingen ; denn sie erkannten 
keine andere gesetzliche Autorität als den Kaiser. — *) Ber. 8. II. 1791, 
R. 44 C. Best. Dep. zn 234 a. — *) Hauptquelle für die Verhältnisse 
bei den Kollegien sind die Akten über die Organisation von 1795 R. 44 
C. Best. Dep. 96, 1, m, und 234a mit 2 Bänden Anlagen; ferner Bären- 
sprungs Promemorien vom 4. V. 1792 R. 44 B. 36. 
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zum Besten seiner Untertanen getan, in Ansbach war sogar 
1787 die Steuer um 20°/o herabgesetzt worden, 1 ) wodurch 
doch auch die Bevölkerung von dem Soldatenhandel Vorteile 
empfangen hatte. 

So war es ein behagliches Stilleben, das die Untertanen 
des Markgrafen führten. Das Unwürdige und Rückständige 
ihrer staatlichen Zustände empfanden sie kaum, dazu waren 
die politischen und geistigen Interessen nicht lebhaft genug. 
Der materielle Wohlstand, dessen sich die große Masse des 
Volkes erfreute, entschädigte sie für den Hangel an poli- 
tischer Bedeutung und stellte sie vollkommen zufrieden. 
Und wenn auch der Franke, vor allem der in der Ebene, 
nach Hardenbergs Worten 3 ) lebhaft war und sofort „schrie, 
wenn er glaubte, daß ihm Unrecht geschehe, oder wenn ihm 
etwas mißfiel u , so war er doch andrerseits „vernünftigen 
Vorstellungen zugänglich und Zwang war selten nötig". 
Revolutionäre Ideen spukten zwar hin und wieder, aber 
Eingang fanden sie nur in der Reichsstadt Nürnberg, wo 
nach den Worten eines Zeitgenossen 3 ) die meisten Bürger 
vom französischen Freiheitsschwindel als wie von einer epi- 
demischen Krankheit hingerissen wurden. Aber im branden- 
bnrgischen Franken war von solchen Stimmungen nichts zu 
bemerken. Mit lautem Jubel wurde Hardenberg begrüßt, 
als er im Januar 1792 von Berlin aus in den Fürstentümern 
erschien, um sie für Preußen in Besitz zu nehmen. Man 
war froh, daß das Provisorium ein Ende hatte, und es mochte 
auch manchen bisher markgräflichen Untertan mit Stolz er- 
füllen, jetzt einem großen Staate anzugehören. 

Sich nun der Brennen biedre Brüder nennen, 
Wer mag von uns dies hohe Glück verkennen! 

So sang ein seit zwei Jahren kranker Oberamtssekretär. 4 ) 
Freilich sollten sie bald erkennen, daß mit diesem hohen 
Glück auch Pflichten verbunden waren, daß die Zugehörig- 
keit zu einem Staate wie Preußen auch eine Steigerung der 
militärischen und finanziellen Ansprüche mit sich brachte. 



l ) Gen. Ber. § 213. - *) Immed. Ber. 30. VI. 1800. R. 89, 126 A. 
») Zitiert bei Hutzelmann, Die Franzosen in Franken S. 14. — *) R. 44 
C. Gen. Dep. 18. 
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Zweites Kapitel. 

Die Herstellung der staatlichen Souveränität in den 

Fürstentümern. 

i. 

Die Trennung vom Reichs- und Kreisverband. 

Am 26. Januar 1792 traf Hardenberg in Bayreuth ein, 
um im Namen des Königs von Preußen Besitz von den 
Fürstentümern zu ergreifen. Er war dem Lande nicht fremd, 
da er seit 1790 markgräflicher Minister gewesen war: seine 
Leutseligkeit, Zugänglichheit, seine gewinnende Liebens- 
würdigkeit im persönlichen Verkehr hatten ihn bereits über- 
all beliebt gemacht; er erweckte, so erzählt ein Zeitgenosse, 1 ) 
Zutrauen durch seine Milde und sein feines Wesen und 
Hoffnungen durch manche Verheißungen von künftigen Ver- 
besserungen und Gunstbezeigungen. Hardenberg paßte für 
das leichtlebige vergnügungsfrohe Völkchen, und trotz man- 
cher Mißgriffe erfreute er sich dauernd einer großen persön- 
lichen Beliebtheit. Aber in einem Punkte kam es zu 
Differenzen mit der Bevölkerung. Für die staatsrechtliche 
Verwirrung, die nur aus der Geschichte vergangener Jahr- 
hunderte sich erklären ließ, konnte Hardenberg niemals 
Verständnis gewinnen. Er war ein Mann des Aufklärungs- 
zeitalters, mit ihm teilte er nicht nur die leichtfertige Genuß- 
freudigkeit, die religiöse Gleichgültigkeit, sondern auch die 
Unterschätzung des historisch Gewordenen. In der deutschen 
Reichsverfassung sah er niemals die letzten Reste einer 
glorreichen Vergangenheit, nie das letzte Band, das die 
deutschen Staaten noch zur Einheit zusammenschloß, er sah 
nur das Verschnörkelte, Altväterische, mit modernen An- 
schauungen Unvereinbare in ihr, sah die Hilf- und Energie- 
losigkeit gegen auswärtige Angriffe und gab daher für die 



l ) Martius, Erinnerungen aus meinem neunzigjähr. Leben (Leipzig 
1847) S. 15-2. 
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Konstitution des Reiches keine drei Kreuzer mehr. 1 ) Er 
gehörte der Zeit an, die rechtwinklige Straßenkreuzungen 
liebte 2 ) und auf das regellose Stratiengewirr einer alten 
Stadt verächtlich herabblicktc. Jetzt wo dieser Anhänger 
der absoluten Einheitlichkeit und Gleichmäßigkeit in fast 
mittelalterliche Zustände hineintrat, sah er nur ihre Unzweck- 
mäßigkeit, nur ihren Gegensatz zur Einfachheit und Über- 
sichtlichkeit. 

Um das neue preußische Besitztum aus den Ver- 
schnörkelungen des alten Staatsrechts herauszuschälen, um 
den König von Preußen zum alleinigen Herrn der neuen 
Lande zu machen, waren zwei Aufgaben zu lösen: erstens 
die Ausscheidung Ansbach -Bayreuths aus dem Reichs- und 
Kreisverband, und zweitens die Herstellung eines geschlossenen 
Staatsgebietes durch Aufhebung der Vermischungen mit den 
Nachbarn und Unterwerfung der Ritterschaft. 

Der erste Schritt, der zeigte, das in Ansbach-Bayreuth 
der König von Preußen und nicht der Kaiser die oberste 
Gewalt ausübe, war das Verbot des Trauerläutens für den 
am 1 . März 1 792 gestorbenen Kaiser Leopold II. Aber dies 
mußte eine wirkungslose Formalität bleiben, solange die 
kaiserliche Autorität in der Rechtsprechung unbestritten sich 
geltend machen konnte. Daher forderte Hardenberg als 
Vorbedingung einer gründlichen Verwaltungsreform die Er- 
langung eines unbeschränkten Privilegiums de non appel- 
lando. 3 ) Der Wiener Hof hatte sich auch anfangs, als das 
Bündnis zwischen Preußen und Österreich noch fest war, will- 
fährig gezeigt, aber eine bindende Zusage vermieden und die 
Verhandlungen lange Zeit hingehalten, bis durch die allmähliche 
Erkaltung der Beziehungen zwischen Kaiser und König jede 
Aussicht auf eine Konzession des Kaisers verschwand. Zwar 
erinnerte Hardenberg im Laufe des Jahres 1794 das Kabinetts- 



») Hard. an den ansbach. Kreisgesandten in Nürnberg, Grafen 
Julius von Soden, 2. XI. 1792. Über Soden vgl. Allg. deutsche Biogr. 
XXXIV, 532. Hardenbergs Briefe an ihn sind gedruckt im 51. Jahresber. 
des histor Vereins für Mittelfranken (1904). — 2 ) Lamprecht, Versuch 
eines vollständ. Systems der Staatslehre (1784) § 1816. — ') Denkschr. 
10.1.1792, Staatsverträge Brandenburg -Franken 23; Immediatber. 
14. III. 1793 R. 44 C. Fin. Dep. 180. 
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ministerium noch einmal daran und bat im Interesse der 
geplanten Organisation um Betreibung der Sache, aber 
man war in Berlin zu ängstlich geworden, und daher blieb 
die Zuständigkeit der Reichsgerichte über Ansbach-Bayreuth 
erhalten, bis der Reichsdeputationshauptrezeß sie für alle 
Besitzungen der Kurfürsten aufhob. 

Ein anderer Rest der kaiserlichen Gerichtshoheit war 
das Landgericht Burggraftums Nürnberg. Hardenberg be- 
antragte beim Kabinettsministerium dessen Aufhebung, 1 ) weil 
es trotz der Besetzung durch den Markgrafen und König 
ein kaiserliches Gericht sei und im Namen des Kaisers 
Recht spreche. Er vertrat den Grundsatz, die Gerichtsbarkeit 
sei ein Merkmal der Landeshoheit, also eine eigene und 
territoriale, und dürfe daher keine landgerichtliche im Namen 
des Kaisers sein. Aber er drang, obwohl in Berlin seiner 
Theorie zugestimmt wurde, ebensowenig durch wie mit der 
beantragten Beseitigung der kaiserlichen Appellationsgerichts- 
barkeit. 

Wenn auch wenig wirksam, so behauptete sich die 
kaiserliche Gerichtshoheit über das preußische Pranken den- 
noch, unterstützt von der Unentschlossenheit der preußischen 
auswärtigen Politik. Die Verbindung zwischen Reich und 
Territorium wurde hier erst zerrissen, als der Reichsdepu- 
tationshauptrezeß die Auflösung des Reichs in Einzelstaaten 
so gut wie besiegelte. Weit vollständiger wurde das Ver- 
hältnis zum Kreise gelöst. Es ist bereits erwähnt worden, 
daß seit 1790 die Kreisversammlung permanent geworden 
war und nach Hardenbergs Worten „ein Einheits-, Gesamt- 
heits- und Souveränitätssystem 11 durchzusetzen sich bestrebte; 
und so wenig auch die Kreisversammlung sich an Macht mit 
Preußen messen konnte, so war sie doch imstande, durch 
Beschwerden und öffentliche Erklärungen die preußische 
Politik zu hemmen und verhaßt zu machen. Störend war 
auch ihre Einmischung in die Zwistigkeiten zwischen Ans- 
bach-Bayreuth und den Nachbarn, z. B. die Verwahrung 
der Kreisversammlung gegen die Besitzergreifung in nur 



l ) Ber. 18. VIII. 1792. B. 44 B. 55 a. 
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beanspruchten Gebieten. 1 ) Hardenberg vertrat demgegen- 
über immer den Grundsatz, solche Differenzen seien Sache 
der beteiligten Staaten und ließ sich mit der Kreisversamm- 
lung in keine Verhandlungen darüber ein. Den ersten Er- 
folg gegenüber dem Kreise hatte er 1793. Der Kreistag 
ging auf das Ausscheiden des preußischen Militärs aus den 
Kreisregimentern ein, wofür das Husarenbataillon von Franken- 
berg als Kreiskontingent zur Verfügung gestellt wurde ; aber 
es sollte nur „zur inneren Ruhe des Kreises, zu seiner Sicher- 
heit und zur Abwendung aller Gefahr, auch zu Exekutionen, 
die der Kreis beschließt oder die selbigem aufgetragen 
werden, immer bereit stehen, dagegen aus aller weiteren 
Kreismilitärverbindung gesetzt werden und ganz unter den 
Befehlen und der Disposition des Königs verbleiben". 2 ) Eine 
gründliche Auseinandersetzung mit dem Kreise wurde bis 
zum allgemeinen Frieden aufgeschoben. Hardenberg stellte 
als preußische Forderungen dafür auf: 
t. Aufhebung der Permanenz der Kreisversammlung. 

2. Ausübung der Direktorialrechte durch Preußen. 

3. Reform der Finanzen, strenge Kontrolle durch Branden- 
burg. 

4. Einrichtung des Kreismilitärs dem Königlichen Interesse 
gemäß. 

5. Richtiges Verhältnis von Stimmrecht und Besitz. 

In der Erkenntnis, daß eine so radikale Reform, wie 
sie namentlich der fünfte Punkt forderte, sehr schwer sein 
werde, riet er, auf eine Trennung vom Kreisverband oder 
vielmehr von der Kreisverwirrung hinzuarbeiten, zugleich 
aber die Direktorialbefugnisse zu erhalten, um soviel wie 
möglich Einfluß auf den Kreis zu bekommen. 3 ) Die Umwälzung 
der Reichsverfassung in den Jahren von 1797 bis 1803 ver- 
hinderte die geplante Kreisreform. Das Verhältnis Preußens 
zum Kreise gestaltete sich unfreundlich. Der Kreis trat dem 
Baseler Frieden nicht bei, 4 ) Preußen aber weigerte sich, 
zu den Kreislasten beizutragen, und sistierte die Zahlung 
der Römerinonate. Der Kreistag dagegen nahm sich seiner 

>) 1. VI. 1792. Abschrift R. 44 B. Ib. - ») Gen. Ber. § 35. — 
») Gen. Ber. § 38. — *) Süßheim, S. 140. 
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Glieder an, als Preußen 1796 die Revindikationen durch- 
führte; er protestierte 1 ) gegen Preubens Vorgehen, bat „um 
schleunigste und nachdrucksamste Abstellung aller Tat- 
handlungen, neben welchen das Ansehen und die Achtung, 
die den höchsten Reichsgerichten und den Gesetzen gebührt, 
auf deren Erhaltung die öffentliche Ruhe und Sicherheit des 
Lebens und des Eigentums beruht, nimmermehr würde be- 
stehen köunen u , und beschuldigte Preußen unzweideutig des 
Landfriedensbruchs. Als aber das Kabinettsministerium, von 
dem Grundsatze ausgehend, daß diese Streitigkeiten nur die 
einzelnen Territorien berührten und der Kreis nicht kom- 
petent sei, die Versammlung ohne Antwort ließ, konnte sie 
dagegen nichts anderes tun, als sich durch eine kleinliche 
Schikane rächen ; als im August 1 796 die Franzosen in 
Franken einmarschierten, verpflichtete sich der Kreis, ihnen 
eine Kontribution von 8 Millionen Fr. zu zahlen , die von 
den einzelnen Kreisständen aufgebracht werden sollte. Be- 
freit von dieser Last sollte nur die seit dem Baseler Frieden 
neutrale Markgrafschaft Ansbach -Bayreuth bleiben. Aus- 
drücklich wurde bestimmt, daß nur das altbrandenburgische 
Gebiet von 1792 von der Beitragsleistung eximiert sein 
sollte; die Revindikationen erkannte der Kreistag nicht an. 
Er hatte sich im Artikel 10, der gegen alle Kreisstände, 
die die Zahlung verweigern würden, militärische Exekution 
der Franzosen anordnete, eine Handhabe ausgesonnen, um 
diese auf die Preußen zu hetzen. Doch gelang es Harden- 
berg, bei Jourdan die Ratifikation dieser Konvention zu 
verhindern.' 2 ) Ebensowenig Erfolg hatte der weitere Schritt 
der Kreisversammlung, die Berufung an den Reichstag. Denn 
dieser war ebenso ohnmächtig wie sie, und schon die Um- 
ständlichkeit des Verfahrens beim Reichstage ließ eine Er- 
ledigung der Beschwerde wenig wahrscheinlich erscheinen. 3 ) 
Hemmend oder beengend wirkte der Kreisverband seitdem 
auf die preußische Regierung in Franken nicht mehr ein. 

') 4. VII. 1796. R, 44 B. Ib. — «) Hard. Ber. 11. VIII. 1796. R. 44 
H. Ib. — •) Schreiben der Kreisversammlung an den Reichstag 20. VII. 

1796, Bitte um Beschleunigung 13. III. 1797, Ber. des Reichstags- 
gesandteu Görtz 9. II. u. 30. III. 1797, Rescr. an ihn 20. II. u. 15. IV. 

1797. R.44 B. Ib. 
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Der Sache, wenn auch nicht der Form nach, war also 
Preußen aus dem Einheits- und Gesamtsystem ausgetreten. 

n. 

Die Aufhebung der Vermischungen. 

Viel schwieriger gestalteten sich die Beziehungen zu 
den benachbarten Staaten wegen der Vermischungen. Die 
Unklarheit der rechtlichen Verhältnisse zeigte sich gleich 
beim ersten Schritt der preußischen Regierung, bei der An- 
heftung der Besitzergreifungspatente. Um alle Rechte zu 
behaupten, wurden auch an Orten, wo sie bestritten waren, 
Patente angebracht, und die Folge waren Proteste, Ab- 
reißungen von Patenten, kleinere Unruhen; in Weiltingen 
kam es sogar zum blutigen Konflikt. 1 ) Zwar befahl das 
Kabinettsministerium mit Rücksicht auf das Verhältnis zu 
Osterreich möglichste Mäßigung und lehnte jede Aufspürung 
veralteter Ansprüche ab, aber man wollte doch auch sich 
keiner Rechte begeben. Von einer Huldigung der Unter- 
tanen sah der König auf Hardenbergs Antrag 1792 ab; sie 
hätte entweder zur Erneuerung der Differenzen geführt oder 
zum Verzicht auf eine Anzahl von bestrittenen Rechten und 
Ansprüchen genötigt. Daher begnügte sich der König mit 
der bereits geleisteten Eventualhuldigung und stundete zu- 
gleich die Gebühren für die Lehnserneuerung bis zum Tode 
des Markgrafen. 2 ) 

Hardenberg war zuerst bemüht, auf dem Wege gütlicher 
Verhandlungen zur Aufhebung der Vermischungen, zur 
Purifikation , zu gelangen, ohne wesentliche Rechte aufzu- 
opfern. Er schrieb an Soden: 3 ) „Wir müssen unsere auf- 
richtige Neigung zum Vergleich zeigen, ohne uns auf allen 
Fall etwas zu vergeben." Es war in allen Lebenslagen sein 
Bestreben, Festigkeit und Konsequenz mit Milde in der 
Form zu verbinden. 4 ) Auf diese Weise hoffte er auch da- 
mals die Rechte seines Staates behaupten zu können, ohne 

*) Süßheim, S. 59 ff. — ») Kab. Ord. 27. VIII. 1792 an das Kab. 
Min. R. 44 B. 35. — «) 3. VI. 1792. — 4 ) Brief an Stein 11. VII. 1811. 
H. Z. 46, 187: La fermetö et la conseqnence que je ne perdrai jamaU 
de vne, malgre" la douceur dans les formes. 

3 
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anderwärts Anstoß zu erregen. Er äußerte sich im Juli 1 792, 
es genüge, durch Vorladung der fremden Hintersassen zur 
Kantonrevision die preußische Militärhoheit über sie zu 
wahren, ohne sie sofort auszuüben, während das Kabinetts- 
ministerium von dem Rechte Rekruten auszuheben als 
wesentlichem Ausfluß der Landeshoheit sofort Gebrauch 
machen wollte. 1 ) Das gleiche Verfahren wollte er auch bei 
der gesetzlichen Regelung der Kantonpflicht anwenden. Er 
beantragte, in dem geplanten Reglement die Kantonpflicht 
möglichst allgemein „auf alle in Unserem Territorio befind- 
lichen Feuerstellen" auszudehnen, in der Meinung, durch 
diese unbestimmte Fassung Kollisionen mit den Nachbarn 
vorzubeugen. 2 ) Aber durchführbar war diese Methode doch 
nur solange, wie keine wirkliche Enrollierung der auf den 
Feuerstellen des unklar gelassenen Territoriums wohnenden 
Mannschaft stattfand, und darauf verzichten hieß doch über- 
haupt auf die Ausübung der Staatsgewalt verzichten. Die 
Politik der Milde scheiterte also an dem Bedürfnis des 
Staates. Denn Preußen war eine Großmacht; es war ge- 
zwungen, seine mühsam erkämpfte Stellung in Europa mit 
Waffengewalt aufrechtzuerhalten, und gerade in jenen 
Tagen machte der Krieg gegen Frankreich erneute mili- 
tärische Anstrengungen nötig. Es war eine selbstverständ- 
liche Forderung, daß auch die fränkischen Fürstentümer 
dazu beitragen mußten. Aber schon der erste Schritt, die 
Numerierung der Häuser zur Vorbereitung der Enrollierung, 
machte böses Blut und mußte eingestellt werden. 3 ) Es 
wurde zwar im Laufe des Jahres 1793 die Aufstellung der 
Kantonlisten im bayreuthischen Oberlande durchgesetzt, im 
Unterland und in Ansbach aber, wo die Vermischungen 
zahlreicher waren, drang man damit nicht durch. Die Kon- 
skription mußte unterbrochen werden, bis zu der Zeit, wo 
der König sich darüber entschieden habe, ob sie gewaltsam 
durchgesetzt werden sollte. Aber bald ging Hardenberg 
noch weiter; bei der Konferenz, die er am 2. März 1795 

1 ) Rescr. 10. VII. 1792 an Hard., Abechr. Kr. Min. Enrollement der 
rittersch. Hintersassen in Franken. — *) Hard. an das Oberkriegskoll. 
4. IX. 1792. Kr. Min., Akta betreffend die Einrichtung des Enrollements- 
wesens. — ») Süßheim, S. 109. 
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mit den Generalen Geusau und Manstein vom Oberkriegs- 
kollegium hatte, schilderte er die Schwierigkeiten der En- 
rollierung so überzeugend, daß das Oberkriegskollegium 
von der Einführung der Kantonverfassung in Franken ab- 
sah. 1 ) Die Stellung der Einländerrekruten wurde den Städten 
und Gemeinden auferlegt. Es gelang also nicht, die mittel- 
baren Untertanen zum Militärdienst heranzuziehen, und selbst- 
verständlich weigerten sie sich auch, die anderen Staats- 
lasten, die mit dem Militär zusammenhingen, namentlich die 
Servisbeiträge und Fuhren zu übernehmen. Dagegen war 
Preußen wenigstens mächtig genug, die Militärhoheit der 
Ritterschaft zu brechen. Als diese im Jahre 1794 eine 
Charitativ- und Rekrutensteuer ausschrieb, um die Kosten 
des geplanten Volksaufgebots zu decken, verbot Hardenberg 
den mittelbaren Untertanen Preußens sie zu bezahlen. 2 ) 

Die Vergleichsverhandlungen mit den größeren weltlichen 
und geistlichen Nachbarterritorien führten zu keinem Er- 
gebnis, weil kein Teil einen Anspruch aufgeben wollte. Man 
war also drei Jahre nach dem Regierungsantritt auf dem 
gleichen Punkte wie damals: es hatte sich als unmöglich 
erwiesen, eine Politik großen Stiles unter den bestehenden 
Landeshoheitsverhältnissen durchzuführen. Eine Änderung 
trat nach dem Baseler Frieden ein. Jetzt kehrten preußische 
Truppen aus dem Feldzuge nach Franken zurück, es standen 
also genügend Machtmittel im Lande bereit; andererseits 
mußte für ihre Unterkunft, Verpflegung und ihren Ersatz 
Sorge getragen werden. Außerdem war Preußen jetzt der 
Rücksichtnahme auf den guten Willen der Reichsstände und 
den Kaiser ledig, es konnte seine Interessen allein zur 
Richtschnur des Handelns nehmen. Ferner zwang die nach 
der Vollendung der Organisation der Ober- und Mittel- 
behörden unaufschiebbar gewordene Neuordnung der Lokal- 
verwaltung zu einer Klärung der Landeshoheitsverhältnisse. 

Schon im Jahre 1795 wurde bei den preußischen Be- 
amten eine schärfere Tonart bemerkbar. Im April wurde 
die Einquartierungsfreiheit der mittelbaren Untertanen be- 



*) Protokoll, Kr. Min. Einrichtung des Enrollementswesens. — 
*) Süßheim, S. 142. 
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seitigt, im August erklärte das Ansbacher Regierungs- 
kollegium, allo Bewohner des Landes ohne Unterschied, ob 
unmittelbar oder mittelbar, hätten zu den öffentlichen Sicher- 
heitsanstalten beizutragen. 1 ) Aber das allzu energische Vor- 
gehen einzelner Behörden zeigte doch deutlich, daß ohne 
die Aufstellung fester Grundsätze eine Lösung der Landes- 
hoheitsirrungen nicht möglich sein werde. Um eine Einigung 
über das anzunehmende System zu erzielen, wurde nach 
Hardenbergs Rückkehr von Basel eine Konferenz gehalten, 
an der außer ihm seine Räte Schmid, Hänlein, Kracker, 
Koch, der Kammerpräsident v. Schuckmann, der Vizepräsident 
des Kammergerichts Kircheisen, der Kammergerichtsrat 
v. Grolman, der bayreuthische Kammerdirektor v. Harden- 
berg, der Regierungsrat Kretschmann und der Kammer- 
assessor v. Bülow teilnahmen. Sie kam zu dem Entschluß, 
die Vermischungen auf einmal aufzuheben, bis dahin aber 
es beim Status quo zu belassen. Schuckmann, Hänlein 
und Kretschmann übernahmen es, eine Instruktion zu ent- 
werfen. 2 ) 

Das Kabinettsministerium war damit einverstanden, daß 
jetzt Ernst gemacht werde. Es erklärte in einem Rescript 
an Hardenberg: 3 ) „Da Wir Protestationen, Befehle ohne 
Wirkung, Vorstellungen an den Reichshofrat u. dergl. oder 
gar Unterhandlungen mit der Ritterschaft en corps als gleich 
verwerfliche Mittel und Wege, zu Unserem Zwecke zu ge- 
langen, halten; so wird hingegen unverrücktes Vorschreiten, 
so weit als Unsere höchsten Gerechtsame gehen, und ohne 
auf reichsgerichtliche Verfügungen im mindesten zu achten, 
der einzig richtige Weg sein, den wir einzuschlagen haben, 
um so mehr da politische Betrachtungen und Rücksichten von 
dessen Betretung weder abhalten können noch dürfen. u 

Am 30. Dezember brach Hardenberg von Ansbach nach 
Berlin auf, wo er am 8. Januar 1796 eintraf. Bald darauf 
rief er Hänlein, Kracker und Kretschmann sowie den Er- 
langer Professor Klüber zu sich.*) Der Zweck seines Auf- 
enthalts war, mit dem Oberkriegskollegium ein Kanton- 



») Sflßheim, S. 152 f. — ») Protokoll 26. XII. 1795. R. 44 C. Best. 
Dep. 96 d. - ») Rescr. 29. XII. 1795. - ♦) Tagebuch 4. II. 1796. 



Digitized by Google 



— 37 — 



reglement zu entwerfen, weil die Offiziere, vor allem der 
Generalinspekteur Fürst Hohenlohe, gegen den Verzicht auf 
das Enrollierungssystem protestierten. Damit aber war die 
Entscheidung über die Landeshoheitsfrage untrennbar ver- 
knüpft, und als Hardenberg den mit Hohenlohe und dem 
Generaladjutanten Zastrow vereinbarten Entwurf eines Kanton- 
reglements dem Könige zur Vollziehung vorlegte, erklärte 
er, die Annahme seiner Landeshoheitsgrundsätze sei unbe- 
dingte Voraussetzung für die Durchführung des Kanton- 
systems. 1 ) Am 26. März erstattete er über diese Grundsätze 
dem Kabinetssministerium ausführlichen Bericht. Das Recht 
sei ganz evident auf preußischer Seite und die Pflicht des 
Königs fordere die Erhaltung seiner Rechte. Er bestritt 
nicht, daß der Besitzstand bei den Gegenparteien sei und 
das Gesetz die Beschreitung des Rechtsweges fordere, aber 
er erklärte auch, der Rechtsweg führe nie zum Ziele, und 
in solchen Fällen sei Selbsthilfe Notwendigkeit. Er schlug vor: 

1. Die königlichen Ansprüche und Rechte öffentlich be- 
kannt zu machen. 

2. Dem Kaiser davon Mitteilung zu machen. 

3. Gleichzeitig alles auf einmal in Besitz zu nehmen und 

4. den neuen Besitz mit Unterdrückung alles Widerstandes 
zu behaupten. 

5. Sich zu Vergleichen bereit zu erklären. 

Auf die Folge, ein allgemeines Geschrei der verletzten 
Reichsstände, wies er ebenso hin wie auf die Notwendigkeit, 
wenn die Sache einmal angefangen sei, standhaft fortzu- 
fahren. Den Zeitpunkt hielt er für günstig, weil man mit 
Wien doch mancherlei auszugleichen habe. Stückweises 
Vorgeben widerriet er, da es nur das allgemeine Aufsehen 
vermehre. Der Kabinettsminister v. Alvensleben, zu dessen 
Ressort die Reichsangelegenheiten gehörten, stimmte Harden- 
bergs Argumenten zu, er war auch mit der Wahl des Zeit- 
punktes einverstanden, „insofernc nämlich unser Militare 
hinreichend wäre, der Sache Nachdruck zu geben". Haug- 
witz dagegen war immer noch bedenklich, ob man ein 

') Protokolle 17. u. 18. III. Ber. an den König 20. III. 1796. R. 44 
C. Mil. 22. 
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energisches Vorgehen wagen dürfe. 1 ) Doch gelang es Harden- 
berg in seinen Konferenzen mit den Kabinettsministern, diese 
ganz zu gewinnen; er entwarf den Bericht an den König, 
in dem er ausdrücklich die Alternative, Annahme oder Ab- 
lehnung, Regierung als Landesherr oder als Gutsherr, stellte. 
Am 12. April 1796 vollzog Friedrich Wilhelm II. die von 
Kretschmann verfaßte „Instruktion für das Kgl. Landes- 
ministerium wegen der Landeshoheitsstreitigkeiten mit Nach- 
barn und Insassen". 2 ) Sie zählte die Bestandteile der frän- 
kischen Fürstentümer auf und erklärte sie „für ein völlig 
geschlossenes Land". Über alle darin gelegenen Gebiete 
und Menschen wurde dio volle Landeshoheit beansprucht. 
Der dritte Artikel erläuterte diesen Grundsatz dahin, daß 
„alle Hintersassen, Lehnleute, Gefälle usw. benachbarter 
Stande der Landeshoheit, vor allem der Besteuerung und 
Militärgewalt, unterliegen sollten". Andererseits verzichtete 
Preußen darauf, irgend welche staatlichen Rechte über seine 
außerhalb des Territoriums gelegenen Untertanen auszuüben. 
Eine praktische Konsequenz daraus zog bereits das Kanton- 
reglement, das im § 2 die Kantonpflicht aller im Territorium 
und Landeshoheit befindlichen Feuerstellen aussprach, die 
Hintersassen extra territorium aber für frei erklärte. Wohl- 
erworbene veräußerliche Hoheitsrechte, zu denen z. B. die 
Ausübung der Ortspolizei gerechnet wurde, unterstellte die 
Instruktion der Aufsicht des Ministers. Alle „diesen aus 
der Quelle des Rechts geschöpften Prinzipien" entgegen- 
stehenden Verträge und Rezesse der Vorgänger wurden für 
ungültig erklärt. 

Das Recht, diese Verträge zu annullieren, leitete die 
Instruktion aus dem fideikommissarischen Charakter des 
hohenzollerischen Hausbesitzes her, der jede Verminderung 
der Hoheitsrechte ohne Konsens aller Agnaten verbiete. 
Aber dieser privatrechtliche Grundsatz verdeckt die wahre 
Bedeutung des preußischen Vorgehens nur schwach. Es 
war ein schlechthin revolutionärer Akt, zu dem Hardenberg 



! ) Bemerk, d. Geh. Leg. Rats von Raumer 29. III.; Alvensleben an 
Haugw. u. dessen Antwort 30. III. R. 44 B. 1 b. — *) Ber. a. d. König 
7. IV. 1796. R. 44 C. Best. Dep. 96 d. Die Instruktion ebenda. 
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»einen König veranlaßte. Er entstammt der Theorie von 
der Unveräußerlichkeit, Unteilbarkeit und Ausschließlichkeit 
der Souveränität des Staates. Sie hatte das 18. Jahrhundert 
beherrscht, Rousseau hatte sie scharf formuliert, die fran- 
zösische Nationalversammlung hatte sie praktisch zu verwirk- 
lichen gesucht und alle die Schranken, die der aufgeklärte 
Despotismus noch hatte stehen lassen, korporative und pro- 
vinzielle Sonderrechte, mit einem Schlage hinweggeräumt. 
Der Gedanke der Einheitlichkeit und Unteilbarkeit des 
Staates lag den brandenburgischen Revindikationen in Franken 
ebenso zugrunde wie der Aufhebung der Herrschaftsrechte 
deutscher Reichsstände im Elsaß durch die französische 
Nationalversammlung. 

Die Revindikationen sind also nicht nur vom Standpunkt 
der auswärtigen Politik zu betrachten, als ein Versuch 
Preußens, seine Position in Süddeutschland gegen Österreich 
zu verstärken, sie sind mehr als das: sie sind Staatsbildung. 
Mit einem Schlage wurde hier nachgeholt, was in den 
größeren Staaten im 17. und 18. Jahrhundert geleistet worden 
war, und daher sind die beiden, sonst neben- und nachein- 
ander verlaufenden Entwicklungen hier eng verknüpft, die 
Ausbildung einer starken, alles umfassenden und beherr- 
schenden, zur Machtentfaltung nach außen befähigten Staats- 
gewalt und die Überwindung der patrimonialen Staatsauf- 
fassung. Den fürstlichen Absolutismus haben in Brandenburg- 
Preußen der Große Kurfürst und Friedrich Wilhelm I. im 
Kampf mit ihren Ständen durchgesetzt; den Staat als Persön- 
lichkeit, die über dem Fürsten steht, hat erst Friedrich der 
Große aufgefaßt. Dem l'ßtat c'est moi, das doch cum grano 
salis auch Friedrich Wilhelms I. Staatsauffassung ausspricht, 
stellt Friedrich der Große das Wort vom premier serviteur 
de l'Etat entgegen. Dem gleichen Gedanken hat Harden- 
berg in der durch die französische Revolution wieder modern 
gewordenen Form Ausdruck verliehen, als er seinen Ver- 
fassungsentwurf vom Oktober 1819 mit den Worten schloß: 
salus publica suprema lex esto. 1 ) Jetzt trat der moderne 
Staat als oberste und unumschränkte Macht und zugleich 



v ) Treitschke, Deutsche Gesch. II, 639, Beil. 4. 
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losgelöst von der Person des Fürsten, in Franken gebietend 
auf. Die salus publica wird als das oberste Gesetz, dem 
auch der Herrscher unterworfen ist, erklärt. Am Wohle 
des Staates werden die Handlungen der fränkischen Mark- 
grafen geprüft. Schon im Jahre 1792 hatte Hardenberg das 
Interesse des Landes als ausschlaggebend für die Beurteilung 
der Gültigkeit der yon den Markgrafen geschlossenen Ver- 
träge oder von ihnen erteilten Privilegien hingestellt. 1 ) Der 
Artikel 14 der Instruktion bestimmte, daß Privilegien nur 
dann als gültig anzusehen seien, wenn sie für das Land 
keinen Nachteil brächten. 

Betrachtet man das preußische Vorgehen von diesem 
Standpunkte aus, so wird man es nicht als Revindikatton 
der Landeshoheit bezeichnen. Es haftet an diesem Ausdruck 
noch zu stark der Rest reichsrechtlicher Normen. Sie sind 
zwar zur Rechtfertigung des preußischen Vorgehens hin und 
wieder angeführt worden, aber Hardenbergs Ausgangspunkt 
war nicht das Reichsrecht, sondern die abstrakte Theorie 
des Naturrechts. Gleichheit aller Menschen, Selbstcntäußerung 
an den Staat, Einsetzung der Fürsten als oberster Beamten, 
das waren seine Grundsätze. Er formulierte sie 1792: „Der 
Landesherr ist nach allgemeinem Staatsrecht der verrechnende 
Diener der Nation in Beziehung auf das Staats vermögen, 
der oberste Beamte in Beziehung auf den Staat." 2 ) An 
Stelle des Landes, des Territoriums tritt die staatlich geeinte 
Nation, der souveräne Staat schlechtweg; daher ist das Ver- 
fahren von 1796 keine Revindikation der Landeshoheit, son- 
dern die Durchsetzung der Souveränität des Staates. Und 
deshalb, weil der Staatsgedankc das Ausschlaggebende war, 
blieben auch die privatrechtlichen Befugnisse der Nachbar- 
staaten, die Ansprüche auf grundherrliche Gefälle, kirchliche 
Patronatrechte ungekränkt. 

Es genügt hier, die allgemeine Bedeutung der preußi- 
schen Grundsätze zu betonen. Ihre Konsequenzen werden 
auf allen Gebieten der Verwaltung zu verfolgen sein. Daß 



») Ber. 22. VIII. 1792 K. 44 B. 55. Vgl. Immediatber. 17. XII. 1799 
R. 89, 126 D : Jedes Privileg kann aus Gründen des allgemeinen Wohls 
aufgehoben werden. — »j Ber. an das Kab. Min. 22. VIII. 1792 R. 44 B. 55. 
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ihre Durchsetzung großen Schwierigkeiten unterliegen werde, 
hatte Hardenberg niemals verhehlt. Sein Bericht an den 
König vom 7. April 1796 hatte die Notwendigkeit betont, 
„da wo es nicht zu vermeiden steht" Militärgewalt zu 
brauchen, und auf seinen Antrag hatte der König dem 
Generalinspekteur Fürsten von Hohenlohe -Ingelfingen den 
Befehl erteilt, auf Requisition Hardenbergs Truppen zur Ver- 
fügung zu stellen. Die Durchführung begann, sobald Harden- 
berg wieder nach Ansbach zurückgekehrt war. Am 28. Juni 
teilte er allen beteiligten Ständen mit, daß Preußen über 
die mittelbaren Untertanen und Gebiete die Staatshoheit 
von nun an ausübe, sprach ihnen die Bereitwilligkeit aus, 
über die Purifikation grund herrlicher Rechte in Verhand- 
lungen zu treten, und betonte zugleich, daß Preußen sich 
auf den reichsgerichtlichon Weg nicht einlassen werde. 
Gleichzeitig wurde in öffentlichen Erklärungen der preußische 
Standpunkt verteidigt. 

Gutwillig fügten sich nur der Graf von Giech und 
Thurnau. der auf seine gekaufte Landeshoheit gegen per- 
sönliche Privilegien wie Schriftsässigkeit, Anerkennung seines 
besonderen Konsistoriums u. a. verzichtete, 1 ) ferner die 
Fürsten von Hohenlohe - Neueustein , zu denen auch der 
preußische General Fürst von Ingelfingen gehörte, Oettingen- 
Spielberg, Hohenlohe -Bartenstein, Pappenheim und Reuß- 
Ebersdorf. Ferner unterwarf sich der größte Teil der 
Reichsritterschaft, die ihre Unmittelbarkeit verlor. Alle 
übrigen aber protestierten und baten Kaiser, Reichstag und 
Kreis um Unterstützung. Preußen erklärte zwar, keine Ein- 
mischung in seine Souveränität zu dulden und beantwortete 
daher die Proteste der Kreisversammlung nicht; aber es 
konnte nicht hindern, daß der Kaiser alle Kurfürsten auf 
das preußische Vorgehen aufmerksam machte. Doch die 
Kurfürsten wollten sich mit Preußen nicht verfeinden und 
begnügten sich mit vertraulicher Einwirkung. 2 ) Daher ver- 
lief die Einmischung des Kaisers im Sande, und den ge- 



») Ber. Hard. 29. VII., 16. X. 1796, 13. 1. 1797, Assekurationsakte 
10. XI. 1796, Kab.-Ord. 25. II. 1797 R. 44 B. 1 b. — ') Schreiben von 
Kurmainz 3. III. 1797, ebenda. 
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schädigten Ständen wurde nicht geholfen. Ihnen blieb nichts 
übrig als sich resigniert zu fügen, wie z. B. der Hoch- und 
Deutschmeister in der Erklärung: er halte es für seine 
Pflicht, seine getreuen Untertanen von aller fremden gewalt- 
samen Unterdrückung nach seinen Kräften und nach den in 
dem Reichs- und Kreisverband liegenden Mitteln zu retten 
zu suchen, aber er habe gegen die Gewalt kein Mittel. 1 ) 
Sie waren nicht imstande zu verhindern, daß Preußen sein 
System auf ihre Hintersassen ausdehne, und am 3. Dezember 
1796 konnte Hardenberg berichten, daß mit wenigen Aus- 
nahmen Preußen sein Ziel erreicht habe. Eine Anerkennung 
der preußischen Grundsätze durch die beteiligten Reichs- 
stände erfolgte aber nicht; sie kümmerten sich nicht einmal 
um Preußens Verzichtleistung auf die Ausübung von Hoheits- 
rechten über die Hintersassen extra territorium, so daß z. 13. 
diese kein Gericht zweiter Instanz hatten. Erste Instanz 
waren die ansbach- bayreuthischen Amter als Patrimonial- 
gerichte, zweite Instanz nach altem Herkommen die ansbach- 
bayreuthischen Regierungen, nach neuer preußischer Auf- 
fassung die Obergerichte der anderen Territorialherren, die 
aber keine Appellation von ansbach -bayreuthischen Hinter- 
sassen annahmen. Innerhalb des preußischen Gebiets aber 
herrschte Ruhe. Schwierigkeiten erhoben sich erst wieder, 
als im folgenden Frühjahr der Reichshofrat Mandate gegen 
Preußen erließ „de non vi et armis sed in via iuris proce- 
dendo nec amplius turbando in possessione vel quasi longaeva 
iurium eminentiorum et territorialium in subditos ad prin- 
cipalem episcopatum Eistettensem (ähnlich Weißenburg i. N., 
Deutschorden und Reichsritterschaft) incontestabiliter perti- 
nentes, restituendo damna cum reditibus vi et iniuste ablatis, 
ut et cassando iuramenta subditis extorta aliaque nulliter 
acta atque patrata". 

Eindruck machten diese Mandate auf Hardenberg nicht, 
er behandelte sie nach dem Grundsatz, „man legt sie zu 
den Akten und geht fest seinen Weg". 2 ) Aber ein Teil der 
Bevölkerung glaubte doch nicht, daß Preußen beharrlich sich 
der Reichsgewalt widersetzen werde, und begann wieder auf 



*) Patent Mergentheim 2. I. 1797. R. 44 B. 1 b. — ») Gen. Ber. § 32. 
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die Rückkehr der alten Zustände zu hoffen, so daß in der 
bereits in Gang gekommenen Steuerzahlung der neuen Unter- 
tanen Stockungen eintraten. Um allen Zweifeln an Preußens 
Konsequenz entgegenzutreten, erließ Friedrich Wilhelm II. 
auf Hardenbergs Antrag am 12. Juni 1797 ein von allen 
Kabinettsministern gegengezeichnetes Patent, das die Reicbs- 
hofratskonklusa als höchstbeschwerende Eingriffe in die 
Landeshoheitsrechte für unverbindlich erklärte und vor ihrer 
Befolgung warnte. Allmählich trat auch Ruhe ein. 

Zu größeren Zusammenstößen kam es nur selten. 
Hardenbergs Versuch, die Reichsstadt Nürnberg für Preußen 
zu erwerben, ist keine Konsequenz der neuen Grundsätze, 1 ) 
die Vorstädte Gostenhof und Wöhrd blieben auch nach 
der Ablehnung des Unterwerfungsantrages der Stadt bei 
Preußen. Lebhafte Differenzen gab es um den der Dom- 
probstei Bamberg gehörigen Marktflecken Fürth. Als diese 
die Huldigung dauernd verweigerte, wurde Fürth 1797 
von Preußen zunächst provisorisch besetzt und organisiert. 
Dieses Provisorium blieb bis 1800 bestehen; erst damals 
erhielten die preußischen Polizei- und Justizbeamten statt 
der Diäten feste Gehälter. Die Errichtung ordentlicher 
Behörden an Stelle der bisherigen kommissarischen Ver- 
waltung fand erst nach der Säkularisation statt. 2 ) Eichstädt 
fügte sich überhaupt nicht, so daß sogar seine grundherrlichen 
Gefälle beschlagnahmt wurden. 

Den definitiven Abschluß dieser auf eine Abrundung des 
Territoriums hinzielenden Entwicklung bildet der Haupt- 
staatsvertrag über die fränkischen Fürstentümer mit Bayern 
vom 30. Juni 1803. Er setzte als Grundsatz fest, „streitige 
Distrikte nach natürlichen Grenzen abzuschneiden oder gänz- 
lich auszutauschen und alle Gemeinschaft und Vermischung 
der Rechte und Besitzungen in den beiderseitigen Gebieten 
dergestalt durchaus aufzuheben, daß künftig keinem Teile 
innerhalb der Territorialgrenze des anderen Rechte oder 
Besitzungen zustehen sollten. 3 ) 



') Süßheim, S. 227ff. - «) Akten betr. die Organisation von Fürth 
R. 44 C. liest. Dep. 763-765. — ») Nachlaß Schuckmanns Nr. 1 (Geh. 
Staatsareh.). 
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in. 

Die Unterwerfung der Ritterschaft. 

Besonders schwer wurden durch die neuen Ansprüche 
Preußens die Mitglieder der Reichsritterschaft getroffen, die 
innerhalb des ansbach- bayreuthischen Territoriums wohnten, 
bisher aber unmittelbar gewesen waren. Sie alle verloren 
ihre Unmittelbarkeit und mußten sich der Krone Preußen 
unterwerfen; auch die bisher landsässigen , aber fast unab- 
hängigen yogtländischen Ritter wurden in den Staatsverband 
wieder hineingezwungen. Die ersten Schwierigkeiten ergaben 
sich durch die Beschwerden der vogtländischen Ritterschaft 
wegen der Enrollierung ihrer Hintersassen. Sie berief sich 
dabei auf die Rezesse, die sie bei ihrer freiwilligen Unter- 
werfung unter die bayreuthische Landeshoheit mit dem Bf £tf 
grafen geschlossen hatte. 1 ) Hardenberg dagegen erkannte 
keinen der Rezesse als verbindlich an und stützte sich auf 
die Behauptung, die Ritterschaft sei von Anfang an land- 
sässig gewesen und die Kantonpflicht sei ein Ausfluß der 
Landeshoheit, den der Markgrafsich nicht erst durch Rezesse 
habe zugestehen lassen müssen, daher könne von Befreiung 
der Hintersassen keine Rede sein. 

Die Instruktion vom 1 2. April 1 796 hob den Unterschied 
zwischen der vogtländischen und der freien Ritterschaft auf. 
Beide Klassen wurden für landsässig erklärt; eine Bestätigung 
der Rezesse wurde von einer vorhergehenden Anerkennung 
ihrer ursprünglichen Landsässigkeit durch die Ritterschaft 
abhängig gemacht. Für den Verlust ihrer Rechte wurde 
den „ritterschaftlichen Insassen, welche sich hinter dem 
Rücken des brandenburgischen Hauses mit der fränkischen 
Ritterschaft verbunden haben und gegenwärtig zu ihren ur- 
sprünglichen Pflichten zurückgeführt werden", in einer öffent- 
lichen Erklärung zugesichert: 2 ) 
1. Allodifikation aller Rittergüter, deren Besitzer es ver- 
langen, und die nicht auf der Apertur stehen, gegen 
jährlichen Kanon, unbeschadet aller Familienvertrage. 



*) Immed. Eingabe der vogtl. Ritt. 7. II. 1793. R. 96, 254 B. — 
a ) Gedrucktes Patent 12. VII. 1796. R. 44 B. 1 b. 
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2. Herstellung geschlossener Distrikte durch Austausch von 
Hintersassen. 

3. Erteilung der Ober- und Niodergerichte nach den Be- 
stimmungen des Allgemeinen Landrechts unter Aufsicht 
der Regierung. 

4. Errichtung eines Kreditsystems. 

5. Schriftsässigkeit. 

6. Exekution der Landes- und Ortspolizei in geschlossenen 
Distrikten ohne Einmischung der Amter. 

7. Enrollementswesen und die übrigen militärischen Leis- 
tungen bloß unter Leitung der Kammern. 

8. Erlaubnis zur Erbauung neuer Häuser auf ihren Gütern. 

9. Das ius subcollectandi für die Landessteuern unter Auf- 
sicht der Kammern. 

10. Volle Landstandschaft. 

11. Alle Prärogativen des Adels nach dem Allgemeinen 
Landrecht und der vogtländischen RitterBchaftsverfassung. 
Mit wenigen Ausnahmen, unter denen sich der kaiser- 
liche Feldmarschall Freiherr von Seckendorff auf Sugenheim 
durch besondere Hartnäckigkeit und Zähigkeit hervortat, 1 ) 
unterwarf sich die Ritterschaft der "Übermacht. Die un- 
mittelbare freie Reichsritterschaft aller sechs Orte in Franken 
verwendete sich zwar beim Thronwechsel für ihre ehemaligen 
Glieder, indem sie in ihrem Kondolenzschreiben nach Friedrich 
"Wilhelms II. Tode dem neuen Könige erklärte, 2 ) „sie harrte 
einer glücklichen Allerhöchst dero erhabensten Empfindung 
ebensowohl als der teutschcn Reichskonstitution entsprechen- 
den Wendung in Ansehung der harten Bedrückungen aller- 
gehorsamst entgegen, welche die fränkische Reichsritterschaft 
im Ganzen und deren Teilen in Allerhöchst dero beiden 
fränkischen Fürstentümern seit einigen Jahren hat erdulden 
müssen". Aber das hinderte doch nicht, daß die ehemals 
freien, jetzt preußischen Ritter fast ohne Ausnahme dem 
Könige huldigten. Es beteiligten sich zwar nur wenige von 

*) Die Verhältnisse und Schicksale der freien Reichsherrschaft 
Sugenheim . . ., anonymes Manuskript, in dem das Vorgehen Preußens 
schroff getadelt wird. Nach Hardenbergs Schreiben an Beyme (7. V. 
1805) widersetzte sich Seck, noch damals der preußischen Landeshoheit» 
R. 89, 126 E. - ») Schweinfurt 27. XI. 1797, R. 89, 126 EL 
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der Reichsritterschaft an der Wahl der nach Berlin zu 
sendenden Deputierten, aber die Zahl der Proteste war 
gering. l ) 

Viel größeren Schwierigkeiten unterlag es, die Ritter 
wirklich zur Erfüllung der Untertanenpflichten zu zwingen. 
Auch bei der Huldigung traten die Differenzen der An- 
schauungen in einem nur nebensächlichen aber charakte- 
ristischen Zuge hervor. Die bayreuthischen Deputierten 
ließen sich die Auslagen der Reise nach Berlin aus der 
Ritterschaftskasse bezahlen, mit der Begründung, daß diese 
das Besteuerungsrecht besitze. Hardenberg verwies ihnen 
dieses Vorgehen energisch und verlangte die Zurückzahlung, 
weil die Ritterschaft nur das ius subcollectandi habe und 
die Auslagen der Deputierten aus Staatsmitteln ersetzt 
würden; doch wurde das Verfahren nicht rückgängig ge- 
macht. 2 ) Die meisten Ritter begnügten sich mit einem 
passiven Verhalten gegen die preußische Regierung. Die 
Allodifikation kam nicht in Gang. Die Ausübung der Hoheits- 
rechte über den Adel und seine Hintersassen stieß auf 
Hindernisse, weil der Adel Rechte beanspruchte, die Harden- 
berg nicht zugestehen wollte. Er war zwar kein Feind des 
Adels und dachte niemals daran, ihn abzuschaffen ; er fühlte 
sich als Aristokrat: „seinen Namen, seinen Ursprung, seine 
Geburt" wollte er sich von niemand nehmen lassen. 3 ) An 
seinen polizeilichen Befugnissen als Gutsherr hielt er immer- 
dar fest, den Adelshaß nennt er in seinen Denkwürdigkeiten 
lächerlich und tadelhaft. Aber er war doch auch „weit 
entfernt von dem Wahne, daß hohe Geburt an sich Vorzüge 
gebe", er sah im Adel „nur die Verpflichtung, persönlichen 
Wert zu erstreben und sich jeder Handlung sorgfältig zu 
enthalten, wodurch seine Ehre befleckt werden könnte". 
Daher wollte er dem Adel nur Ehrenrechte, keine mate- 
riellen Vorteile gegenüber anderen Bevölkerungsklassen zu- 

*) Es protestierten die Frhm von Haller, von Künaberg, Winkler 
von Mohrenfels, von Aufseeß, von Geuder, Schenk von Staufenberg, von 
Welser und Amtmann Killinger für Seckendorff - Sugenheim. R. 44 C. 
Gen. Dep. 1. — *) Ber. Dobenecks und Schmidings 22. 1. 1799. Rescr. 
Hardenbergs an sie 5. IX. R. 44 C. Gen. Dep. 7. — ») Denkwürdig- 
keiten II, 5 f. 
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gestehen. Er hat den Deputierten der vogtländischen Ritter- 
schaft rundweg erklärt, vor dem Gesetze müsse jeder gleich 
sein, er hat ihnen gegenüber als erstes Prinzip im Staate 
bezeichnet: Gleicher Vorteil, gleiche Last. 1 ) Nun konnte er 
allerdings damals diese Prinzipien, an denen er stets fest- 
gehalten hat, noch nicht ganz durchsetzen; er mußte dem 
Adel die Begünstigungen des Landrechts im Gerichtsstand, 
die Befreiung von Kopfsteuern, die Zoll- und UmgeldHfreiheit 
des persönlichen Bedarfs an Lebensmitteln zuteil werden 
lassen. Aber weiter gab er nicht nach, er hielt unbedingt 
an der Staatshoheit fest. Er verhandelte im Oktober 1799 
mit den Deputierten der vogtländischen Ritterschaft über 
die neue Fassung ihrer Privilegien, er zersprengte die alten 
Korporationen und setzte es durch, daß alle im bayreuthischen 
Gebiet ansässigen Rittergutsbesitzer adliger und bürgerlicher 
Herkunft und kein einziger nichtbayreuthischer die „Ritter- 
schaft des Fürstentums Bayreuth" bildeten. Auch die alten 
Bezirke, der Höfer, Wunsiedler und Associierte, verschwanden, 
die neuen sechs Kreise der Ritterschaft deckten sich mit 
den staatlichen Verwaltungsbezirken ; mit der neuen Organi- 
sation der Rittergutsbesitzer durchbrach er die geburts- 
ständische Gesellschaftsgliederung und ersetzte sio durch eine 
berufsständische, auf die er auch in späteren Jahren seine 
Repräsentationspläne aufbaute. Hardenberg hielt unbedingt 
daran fest, daß der souveräne Staat innerhalb seines Gebietes 
keine unabhängige, auf eigenem Recht ruhende Gewalt 
dulden könne, er vermied daher, mit der Ritterschaft einen 
Rezeß abzuschließen ; aus landesherrlicher Macht erteilte der 
König der Ritterschaft eine Deklaration als ein Zeichen 
seiner Gnade. Der Kantonpflicht mußten die ritterschaft- 
lichen Hintersassen sich unterwerfen wie alle anderen. Ein 
Besteuerungsrecht gestand Hardenberg der Ritterschaft nicht 
zu. Ihre Hintersassen wurden gleich den übrigen Unter- 
tanen dem landesherrlichen Besteuerungsrecht unterstellt; 
die Gutsherren waren berechtigt, ihre Steuern zu erheben, 
mußten aber die Erträge ungeschmälert an die Staatskassen 



l ) Protokolle der Verhandlungen mit Dobeueck und Schmiding 
Oktober 1799, R. 44 B. 58. 
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abliefern. Die alte Ritterschaftskasse verschwand und mit 
ihr der Beitrag der Korporation zu den Landeslasten. Es 
war eine Umkchmng des Verhältnisses wie bei der kur- 
märkischen Landschaft, als sie 1810 ihre eigenen Einnahme- 
quellen verlor und auf einen Beitrag aus der Staatskasse 
beschränkt wurde. *) Unbedingt mußten sich die Ritter der 
Staatshoheit fügen. Während sie bisher nur die Steuern 
bezahlt hatten, die sie selbst bewilligt hatten, mußten sie 
jetzt anerkennen, daß sie alle Steuern zahlen müßten, von 
denen sie nicht ausdrücklich befreit seien. Sie mußten sich 
der unbedingten Gerichtshoheit des Staates unterwerfen; an 
Stelle des Ritterlehngerichts trat das Landesjustizkollegium, 
die Regierung. Die Ritter unterstanden von nun an auch 
der Polizeiaufsicht der Kreisdirektoren; diese waren ver- 
pflichtet, auch die geschlossenen Mediatbezirke zu bereisen; 2 ) 
sie leiteten die Enrollicrung , das Militärmarsch- und Ein- 
quartierungswesen. Nachdem auf diese Weise die Ritter- 
schaft zur Untertanenpflicht zurückgeführt worden war, konnte 
man ihr ohne Bedenken eine Repräsentation gewähren in 
einem Ritterschaftsdirektorium, dessen Mitglieder von den 
Rittern gewählt, vom Könige bestätigt wurden. Die gesamte 
Ritterschaft durfte sich nur auf Berufung oder mit Ge- 
nehmigung des Königs versammeln; zur Entgegennahme von 
Beschwerden war sie nicht berechtigt; ihre Hauptaufgabe 
sollte nach preußischem Muster die Einrichtung eines Kredit- 
systems sein. 

Veröffentlicht wurde die neue Verfassung als „Kgl. 
Deklaration an die gesamte Ritterschaft des Fürstentums 
Bayreuth" am 10. August 180t. 3 ) Die Ansbacher Ritter- 
schaft hielt sich grollend fern; mit ihr kam es zu keiner 
Einigung, wenn sie auch dem Staate sich fügen mußte.*) 

») Bornhak, F.B.P.G. III, 590. — *) Rescr. 23. Vi. 1798, R. 44 C. 
Best. Dep. 686. — ») N. C. C. XI, 415. — «) In Ansbach war die Kon- 
stituierung der Bitterschaft noch besonders dadurch erschwert, daß 
die meisten Güter der sogenannten Nürnbergischen Eigenherrn, d. h. 
der Nürnbergischen Patrizier, die ehemals im Ansbachiscben Hoheits- 
rechte ausgeübt hatten, nicht groß genug waren, um als Bittergüter 
anerkannt zu werden, aber auch nicht zu den Bauerngütern gerechnet 
werden sollten. Daher wurde ihre Stellung unbestimmt gelassen. 
(Schreiben Hard. an Goldb. 19. XI. 1804 R. 84 Conv. 70, Nr. 895). 
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Aber auch in Bayreuth wurde die neue Verfassung nicht 
lebendig; eine Versammlung der Ritterschaft hat nie statt- 
gefunden; die einzige Aufgabe, die ihr gestellt war, die 
Einrichtung eines Kreditsystems, hat sie nicht gelöst. Die 
alten Zeiten korporativen Lebens waren zu Ende, die 
modernen individualistischen Ideen, denen auch Hardenberg 
zuneigte, waren allen genossenschaftlichen Verbindungen ab- 
hold, sie wollten nur freie Entwicklung der Individuen im 
Rahmen des Staatsverbandes. 

In dieser antikorporativen Richtung des ZeitgeistB ist 
wohl auch der Grund dafür zu sehen, daß eine Reform der 
ständischen Vertretung in Franken nicht versucht wurde. 
Hardenberg war, so bureaukratisch und selbstherrlich er 
auch sein mochte, doch nie, weder damals noch später als 
Staatskanzler, gesonnen, jede Mitwirkung des Volkes an der 
Regierung auszuschließen. Er plante, auch in Franken die 
Landtage zu neuem Leben zu erwecken und ließ sich von 
Friedrich Wilhelm II. Vollmacht erteilen, in Ansbach und 
Bayreuth Landtage zu halten. 1 ) Aber er hatte auch seine 
besonderen Ideen über die ständische Repräsentation. Sie 
durfte nicht im geringsten hinderlich sein. So wenig er als 
Staatskanzler je daran dachte, die Neuorganisation des 
Staates von der Zustimmung der Stände oder einer Volks- 
vertretung abhängig zu machen, 2 ) ebensowenig befragte er 
die bayreuthischen Stände bei der Neueinrichtung der Be- 
hörden. Was er von einem Landtage verlangte, war Unter- 
stützung der Regierung. Entscheidenden Einfluß wollten 
weder Hardenberg noch sein Berater Eretschmann den 
Ständen zugestehen. In dem von diesem ausgearbeiteten 
Entwurf 8 ) für die Rede, mit der Hardenberg den geplanten 
Landtag eröffnen sollte, war ausdrücklich gesagt, „daß die 
Landstände bei keiner Branche von Regierungsrechten, selbst 
bei den Landtagsverhandlungen nicht, eine Konkurrenz oder 
eine entscheidende Stimme haben" sollten. Ihre einzige 
Aufgabe sollte die Bewilligung von Geldmitteln für die Ver- 
besserung des Schulwesens und die Vermessung des Landes 

*) Immed. Ber. 12. IV., Kab. Ord. 16. IV. 1796, E. 44 C. Best. 
Dep. 96 g. — «) Brief an Stein, Sept. 1810, Perte II, 519. - ») Kretach- 
uiann, Hof und Staat II. S. 3ff. 

4 

r 
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sowie die Erleichterung der Steuerregulierung sein. Aus 
dem gleichen Grunde hielt Hardenberg auch im Jahre 1800 
die Berufung eines Landtages für wünschenswert. 1 ) Warum 
es in Franken dazu nicht gekommen ist, läßt sich nicht fest- 
stellen. Vielleicht wollte Hardenberg der Ritterschaft keine 
Gelegenheit geben, mit ihren Beschwerden hervorzutreten 
und ihm Schwierigkeiten zu bereiten; auch war er schon 
damals zu sehr ein Gegner der alten auf der geburts- 
ständischen Gliederung der Gesellschaft beruhenden Körper- 
schaften. Die Gründe, die er gegen die Bestätigung der 
münsterländischen Adelskorporation 1804 anführte, ihr stets 
reger Geist der Selbständigkeit, Anmaßlichkeit und ange- 
borener Regierungsteilnahme, werden wohl auch seine Stellung 
gegen die Landstände in Franken bestimmt haben. 2 ) Die 
einzige Spur einer Berücksichtigung des engeren Ausschusses 
der Bayreuther Stände, damals der einzigen bestehenden 
ständischen Vertretung, findet sich in seinem Tagebuch; 
nachdem er am 12. Juli 1794 wegen der Servissachen nach 
Bayreuth gekommen war, hatte er am 14. eine Konferenz 
mit den Ständen. 

Es fehlt also die Krönung des Werkes, die Heranziehung 
des Volkes zur lebendigen Teilnahme am Staate. Aber die 
Grundlage hatte Hardenberg in Franken doch gelegt. Erst 
seit 1796 gab es hier wirklich einen Staat, der in seinem 
Gebiete alle Hoheitsrechte besaß und gleichmäßig über alle 
Untertanen geltend machen konnte. Und darin ist der 
Hauptgewinn zu sehen, den Preußen aus den sogenannten 
Revindikationen zog. Nicht daß es von nun an 20 000 Feuer- 
stellen und 113000 Einwohner mehr als früher hatte, nicht 
daß die Einkünfte sich um mehr als 200000 fl. steigerten, 3 ) 
war der Vorteil, sondern daß der König von Preußen jetzt 
allein Herr in den Fürstentümern war, ein geschlossenes 
Gebiet besaß. Die ganze Verwaltungstätigkeit Hardenbergs 
in Franken ist undenkbar ohne die Durchsetzung der Staats- 
hoheit. Den Anstoß zu dieser Umwandlung hat aber wie 
für die Entwicklung des Absolutismus auf dem Kontinent 



») Admin. Ber. 30. VI. 1800. - ») Lehmann, Stein I, 258. — ») Zu- 
sammenstellung R. 44 C. Fin. Dep. 114, 115. 
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die Machtpolitik gegeben. Vor der Unmöglichkeit, die für 
einen Staat wie Preußen unentbehrlichen militärischen Ein- 
richtungen zu treffen, den Truppenersatz sicherzustellen, 
die Truppen einzuquartieren und die Geldmittel für ihre 
Verpflegung aufzubringen, hatten alle Bedenklichkeiten der 
hohen Politik, alle Rücksichten auf die Stimmung der Unter- 
tanen zurücktreten müssen. Auch für Hardenberg war dies 
das ausschlaggebende Moment, nicht die Unmöglichkeit einer 
umfassenden Wohlfahrtspolitik in Ansbach -Bayreuth. Der 
inneren Verwaltungstätigkeit hat er die Mitwirkung bei der 
Leitung der auswärtigen Politik immer vorgezogen und ge- 
rade in den Jahren 1794 und 1 795 hat er sich fast aus- 
schließlich dem diplomatischen Dienste gewidmet. Und wenn 
er auch damals, als er den Baseler Frieden schloß, der 
Hoffnung lebte, Preußen werde auch ohne kriegerische An- 
strengungen seine Stellung zu wahren imstande sein, so war 
dies doch nicht das letzte Wort seiner Politik, war er docli 
nie ein Anhänger der Neutralität um jeden Preis. Der Ge- 
danke, daß der Staat vor allen Dingen Macht sei und Macht- 
mittel brauche, ist in ihm nie ganz erloschen, nachdem ein- 
mal „der siebenjährige Krieg und die Heldentaten Friedrichs 
in ihm die Vorliebe für die preußische Monarchie geweckt, 
ihn zum eifrigen Preußen gemacht hatten, noch ehe das 
Land ihn als solchen aufgenommen hatte". 1 ) Und darum hat 
er auch eine militärische Machtentfaltung in Franken stets 
gefordert. Sie hat den Ausgangspunkt für die Revindikationen 
gebildet. 



•) Eigenhänd. Aufzeichnungen aus dem Jahre 1808 (oder Ende 1807, 
Stein wird als der gegenwartige Minister bezeichnet) R. 92 Hard. L 20. 
Brief an Bülow 1808 bei Klose S. 155. 




Digitized by Google 



Ich, Fritz Härtung, evangelischer Konfession, Sohn des 
Geheimen Baurats und vortragenden Rats im Kriegsmini- 
sterium Paul Härtung und seiner Gattin Marie, geb. Eckardt, 
bin am 12. Januar 1883 zu Saargemünd geboren. Ich be- 
suchte zuerst das Gymnasium in Freiburg im Breisgau, 
dann das Königliche Prinz Heinrichs - Gymnasium in Berlin, 
das ich Michaelis 1901 mit dem Zeugnis der Reife verließ. 
Darauf studierte ich in Heidelberg und Berlin mittlere und 
neuere Geschichte, Nationalökonomie und Philosophie. Ich 
beteiligte mich an den Vorlesungen und Übungen der Herren 
Professoren und Dozenten Breysig, Brunner, A. Cartellieri, 
Delbrück, Dilthey, v. Domaszewski, K. Fischer, Geiger. 
Harnack, Hintze, Hübler, Kindermänn, Lenz, Mareks, 
v. Marti tz, Eduard Meyer, f Naude, Paulsen, f v. Richt- 
hofen, Schäfer, Schiemann, Schmitt, Schmoller, F. Schumann, 
Sering, Stumpf, Tangl, Thiele, Thode, Voßler, Wagner, 
v. Waldberg, v. Wilamowitz- Möllendorff und Wölfflin. Die 
Promotionsprüfung bestand ich am 17. Juli 1905. 

Allen meinen Lehrern, in erster Linie Herrn Professor 
Dr. Hintze, der mich zu dieser Arbeit angeregt und sie 
durch seinen Rat gefördert hat, spreche ich meinen herz- 
lichsten Dank aus. 



